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Verfassung von Bayern (1808)

Konstitution für das Königreich Baiern1

Wir Maximilian Joseph, von Gottes Gna-
den König von Baiern.

Von der Ueberzeugung geleitet, daß der
Staat, so lange er ein bloßes Aggregat ver-
schiedenartiger Bestandtheile bleibt, weder
zur Erreichung der vollen Gesamtkraft, die
in seinen Mitteln liegt, gelangen, noch den
einzelnen Gliedern desselben alle Vorthei-
le der bürgerlichen Vereinigung, in dem
Maaße, wie es diese bezwecket, gewähren
kann, haben Wir bereits durch mehrere Ver-
ordnungen die Verschiedenheit der Verwal-
tungsformen in Unserm Reiche, so weit es
vor der Hand möglich war, zu heben, für
die direkten Auflagen sowohl, als für die
indirekten ein gleichförmigeres Sistem zu
gründen, und die wichtigsten öffentlichen
Anstalten dem Gemeinsamen ihrer Bestim-
mung durch Einrichtungen, die zugleich ih-
re besondern sichern, entsprechender zu ma-
chen gesucht. Ferner haben Wir, um Unsern
gesamten Staaten den Vortheil angemesse-
ner gleicher bürgerlicher und peinlicher Ge-
seze zu verschaffen, auch die hiezu nöthi-
gen Vorarbeiten angeordnet, die zum Theil
schon wirklich vollendet sind. Da aber diese
einzelnen Ausbildungen besonderer Theile
der Staats-Einrichtung nur unvollkommen
zum Zwecke führen, und Lücken zurück
lassen, deren Ausfüllung ein wesentliches
Bedürfniß der nothwendigen Einheit des
Ganzen ist; so haben Wir beschlossen, sämt-
lichen Bestandtheilen der Gesezgebung und
Verwaltung Unsers Reichs, mit Rücksicht
auf die äussern und innern Verhältnisse des-
selben, durch organische Geseze einen voll-
ständigen Zusammenhang zu geben, und

hiezu den Grund durch gegenwärtige Kon-
stitutions-Urkunde zu legen, die zur Ab-
sicht hat, durch entsprechende Anordnun-
gen und Bestimmungen den gerechten, im
allgemeinen Staatszwecke gegründeten Fo-
derungen des Staats an seine einzelnen Glie-
der, so wie der einzelnen Glieder an den
Staat, die Gewährleistung ihrer Erfüllung,
dem Ganzen feste Haltung und Verbindung,
und jedem Theile der Staatsgewalt die ihm
angemessene Wirkungskraft nach den Be-
dürfnissen des Gesamt-Wohls zu verschaf-
fen.

Wir bestimmen und verordnen demnach,
wie folgt:

ERSTER TITEL
Hauptbestimmungen

§ I. Das Königreich Baiern bildet einen
Theil der rheinischen Föderation.

§ II. Alle besondern Verfassungen, Privi-
legien, Erbämter und Landschaftliche Kor-
porationen der einzelnen Provinzen sind
aufgehoben. Das ganze Königreich wird
durch eine Nationalrepräsentation vertre-
ten, nach gleichen Gesezen gerichtet und
nach gleichen Grundsäzen verwaltet; dem
zu Folge soll ein und dasselbe Steuersistem
für das ganze Königreich seyn. Die Grund-
steuer kann den fünften Theil der Einkünfte
nicht übersteigen.

§ III. Die Leibeigenschaft wird da, wo
sie noch besteht, aufgehoben.
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BAYERN

§ IV. Ohne Rücksicht auf die bis daher
bestandene Eintheilung in Provinzen, wird
das ganze Königreich in möglichst gleiche
Kreise, und, so viel thunlich, nach natürli-
chen Gränzen getheilt.

§ V. Der Adel behält seine Titel und, wie
jeder Guts-Eigenthümer, seine gutsherrli-
chen Rechte nach den gesezlichen Bestim-
mungen; übrigens aber wird er in Rücksicht
auf die Staatslasten, wie sie dermal beste-
hen oder noch eingeführt werden mögen,
den übrigen Staatsbürgern ganz gleich be-
handelt. Er bildet auch keinen besondern
Theil der Nationalrepräsentation, sondern
nimmt mit den übrigen ganz freien Landei-
genthümern einen verhältnißmässigen An-
theil daran. Eben so wenig wird ihm ein aus-
schließliches Recht auf Staatsämter, Staats-
würden, Staatspfründen zugestanden. Die
gesamten Statuten der noch bestehenden
Korporationen müssen nach diesen Grund-
säzen abgeändert, oder seiner Zeit einge-
richtet werden.

§ VI. Dieselben Bestimmungen treten
auch bei der Geistlichkeit ein.

Uebrigens wird allen Religionstheilen,
ohne Ausnahme, der ausschließliche und
vollkommene Besiz der Pfarr-, Schul- und
Kirchen-Güter, wie sie nach der Verord-
nung vom ersten October 1807 unter die
drei Rubriken: des Kultus, des Unterrichts
und der Wohlthätigkeit in einer Adminis-
tration vereinigt sind, bestätigt. Diese Besi-
zungen können weder unter irgend einem
Vorwande eingezogen, noch zu einem frem-
den Zwecke veräussert werden. Dasselbe
gilt auch von den Gütern, welche seiner
Zeit den zu errichtenden Bißthümern und
Kapiteln zur Dotation angewiesen werden
sollen.

§ VII. Der Staat gewährt allen Staats-
Bürgern Sicherheit der Personen und des
Eigenthums – vollkommene Gewissensfrei-
heit – Preßfreiheit nach dem Zensur-Edikt

vom 13. Junius 1803, und den wegen der
politischen Zeitschriften am 6. September
1799 und 17. Februar 1806 erlassenen Ver-
ordnungen.

Nur Eingeborne, oder im Staate Begüter-
te, können Staatsämter bekleiden.

Das Indigenat kann nur durch eine kö-
nigliche Erklärung, oder ein Gesez, ertheilt
werden.

§ VIII. Ein jeder Staatsbürger, der das
ein- und zwanzigste Jahr zurückgelegt hat,
ist schuldig, vor der Verwaltung seines Krei-
ses einen Eid abzulegen, daß er der Konsti-
tution und den Gesezen gehorchen – dem
Könige treu seyn wolle. Niemand kann oh-
ne ausdrückliche Erlaubniß des Monarchen
auswandern, in das Ausland reisen oder in
fremde Dienste übergehen, noch von einer
auswärtigen Macht Gehälter oder Ehrenzei-
chen annehmen, bei Verlust aller bürgerli-
chen Rechte. Alle jene, welche ausser den
durch Herkommen oder Verträge bestimm-
ten Fällen, eine fremde Gerichtsbarkeit über
sich erkennen, verfallen in dieselbe Strafe,
und können nach Umständen mit einer noch
schärfern belegt werden.

ZWEITER TITEL
Von dem königlichen Hause

§ I. Die Krone ist erblich in dem Manns-
Stamme des regierenden Hauses, nach dem
Rechte der Erstgeburt und der agnatisch-
linealischen Erbfolge.

§ II. Die Prinzessinnen sind auf immer
von der Regierung ausgeschlossen, und blei-
ben es von der Erbfolge in so lange, als
noch ein männlicher Sprosse des regieren-
den Hauses vorhanden ist.

§ III. Nach gänzlicher Erlöschung des
Manns-Stammes fällt die Erbschaft auf die
Töchter und ihre männliche Nachkommen-
schaft.
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VERFASSUNG VON BAYERN (1808)

§ IV. Ein besonderes Familiengesez wird
die Art, wie diese Erbfolge eintreten soll,
bestimmen; jedoch mit Vorbehalt der im
§. 34. der rheinischen Föderationsakte er-
wähnten erblichen Ansprüche, in so weit
sie anerkannt und bestimmt sind.

Der Leztlebende vom königlichen Hause
wird durch zweckmässige Maaßregeln die
Ruhe und Selbstständigkeit des Reichs zu
erhalten suchen.

§ V. Die nachgebornen Prinzen erhalten
keine liegende Güter, sondern eine jährli-
che Appanagial-Rente von höchstens Ein-
mal Hundert Tausend Gulden aus der könig-
lichen Schazkammer in monatlichen Raten
ausbezahlt, die nach Abgang ihrer männli-
chen Erben dahin zurück fällt.

§ VI. Zweimal Hundert Tausend Gulden
jährliche Einkünfte, nebst einer anständigen
Residenz, sind als Maximum für das Wit-
thum der regierenden Königin bestimmt;
das Heurathgut einer Prinzessin ist auf Ein-
mal Hundert Tausend Gulden festgesezt.

§ VII. Alle Glieder des königlichen Hau-
ses stehen unter der Gerichtsbarkeit des
Monarchen, und können bei Verlust ihres
Erbfolge-Rechts nur mit dessen Einwilli-
gung zur Ehe schreiten.

§ VIII. Die Volljährigkeit der königli-
chen Prinzen tritt mit dem zurückgelegten
achtzehnten Jahre ein.

§ IX. Einem jeden Monarchen steht es
frei, unter den volljährigen Prinzen des Hau-
ses den Reichsverweser während der Min-
derjährigkeit seines Nachfolgers zu wäh-
len. In Ermanglung einer solchen Bestim-
mung gebührt sie dem nächsten volljähri-
gen Agnaten. Der weiter Entfernte, welcher
wegen Unmündigkeit eines nähern die Ver-
waltung übernommen hat, sezt sie bis zur
Volljährigkeit des Monarchen fort. Die Re-
gierung wird im Namen des Minderjähri-
gen geführt; alle Aemter, mit Ausnahme der

Justizstellen, können während der Regent-
schaft nur provisorisch vergeben werden.
Der Reichsverweser kann weder Kron-Gü-
ter veräussern, noch neue Aemter schaffen.
In Ermanglung eines volljährigen Agnaten
verwaltet der erste Kronbeamte das Reich.
Einer verwittweten Königin kann die Er-
ziehung ihrer Kinder unter Aufsicht des
Reichsverwesers, nie aber die Verwaltung
des Reichs übertragen werden.

§ X. Es sollen vier Kron-Aemter des
Reichs errichtet werden. Ein Kron-Oberst-
Hofmeister – ein Kron-Oberst-Kämmerer
– ein Kron-Oberst-Marschall – ein Kron-
Oberst-Postmeister, die den Sizungen des
geheimen Raths beiwohnen.

Alle wirklich dirigirenden geheimen
Staats-Minister genießen alle mit der Kron-
ämter-Würde verbundenen Ehren und Vor-
züge.

§ XI. Die am 20. Oktober 1804 wegen
Unveräusserlichkeit der Staatsgüter erlasse-
ne Pragmatik wird bestätigt; jedoch soll es
dem König frei stehen, zur Belohnung gros-
ser und bestimmter, dem Staate geleisteter
Dienste, vorzüglich die künftig heimfallen-
den Lehen oder neu erworbene Staats-Do-
mainen dazu zu verwenden, die sodann die
Eigenschaft von Mann-Lehen der Krone an-
nehmen, und worüber keine Anwartschaft
ertheilt werden kann.

DRITTER TITEL
Von der Verwaltung des Reichs

§ I. Das Ministerium theilt sich in fünf
Departements: jenes der auswärtigen Ver-
hältnisse, der Justiz, der Finanzen, des In-
nern und des Kriegs-Wesens. Die Geschäfts-
Sphäre eines jeden ist und bleibt durch die
Verordnungen vom 26. Mai 1801, 29. Octo-
ber 1806, und 9. März 1804 bestimmt.
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Mehrere Ministerien können in Einer Per-
son vereinigt werden. Das Staats-Sekretari-
at wird von einem jeden Minister für sein
Departement versehen; daher müssen alle
königliche Dekrete von demselben unter-
zeichnet werden, und nur mit dieser Forma-
lität werden sie als rechts-kräftig angesehen.
Die Minister sind für die genaue Vollzie-
hung der königlichen Befehle sowohl, als
für jede Verlezung der Konstitution, welche
auf ihre Veranlassung oder ihre Mitwirkung
Statt findet, dem König verantwortlich. Sie
erstatten jährlich dem Monarchen einen aus-
führlichen Bericht über den Zustand ihres
Departements.

§ II. Zur Berathschlagung über die wich-
tigsten inneren Angelegenheiten des Reichs
wird ein geheimer Rath angeordnet, der ne-
ben den Ministern aus zwölf oder höchstens
sechszehen Gliedern besteht. Die geheimen
Räthe werden von dem König anfänglich
auf Ein Jahr ernannt, und nicht eher, als
nach sechsjährigem Dienste als permanent
angesehen. Der König und der Kron-Erbe
wohnen den Sizungen des geheimen Raths
bei; in beider Abwesenheit präsidirt der äl-
teste der anwesenden Staats-Minister. Der
geheime Rath entwirft und diskutirt alle
Geseze und Haupt-Verordnungen nach den
Grundzügen, welche ihm von dem König
durch die einschlägigen Ministerien zuge-
theilt werden, besonders das Gesez über die
Auflagen, oder das Finanz-Gesez. Er ent-
scheidet alle Competenz-Streitigkeiten der
Gerichtsstellen und Verwaltungen, wie auch
die Frage: ob ein Verwaltungs-Beamter vor
Gericht gestellt werden könne oder solle?

Zur Führung der Geschäfte wird der ge-
heime Rath in drei Sektionen getheilt: je-
ne der bürgerlichen und peinlichen Gesez-
gebung, der Finanzen und der innern Ver-
waltung. Eine jede Sektion besteht wenigs-
tens aus drei Mitgliedern, und bereitet die
Geschäfte zum Vortrage im versammelten
Rathe vor.

§ III. Der geheime Rath hat in Ausübung
seiner Attributen nur eine berathende Stim-
me.

§ IV. An der Spize eines jeden Kreises
steht ein königlicher General-Kommissär,
dem wenigstens drei, höchstens fünf, Kreis
Räthe untergeordnet sind; ferner besteht in
einem jeden Kreise

a) eine allgemeine Versammlung, und
b) eine Deputation.
Erstere wählt die National-Repräsentan-

ten; leztere wird vom König aus der Mit-
te der Kreis-Versammlung gewählt, und
bringt

1) Die zur Bestreitung der Lokal-Ausga-
ben nöthigen Auflagen in Vorschlag, wel-
che gesondert in den jährlichen Finanz-Etat
aufgenommen, von den Rent- und Steuer-
Beamten mit den Auflagen des Reichs er-
hoben, und ausschließlich zu dem Zwecke,
wozu sie bestimmt sind, verwendet werden
müssen.

2) Läßt sie die, die Verbesserung des Zu-
standes des Kreises betreffenden Vorschlä-
ge und Wünsche, durch das Ministerium
des Innern an den König gelangen.

Die Stellen bei der allgemeinen Ver-
sammlung werden von dem König auf Le-
benszeit vergeben: sie werden aus denjeni-
gen vierhundert Land-Eigenthümern, Kauf-
leuten oder Fabrikanten des Bezirks, wel-
che die höchste Grundsteuer bezahlen, nach
dem Verhältniß von 1 zu 1000 Einwohnern
gewählt, und versammeln sich, so oft die
Wahl eines Repräsentanten vorfällt, oder
es der Monarch befiehlt. Ihre Versammlun-
gen dauern höchstens acht Tage. Der König
ernennt den Präsidenten und die übrigen Of-
fizianten auf eine oder mehrere Sessionen:
erstere Stelle kann auch dem General-Kom-
missär des Kreises übertragen werden.

Die Kreis-Deputation wird jährlich zu
dem dritten Theile erneuert. Der König er-
nennt die Glieder derselben aus den Depu-
tirten der allgemeinen Versammlung. Der
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Name der austretenden wird durch das Loos
bestimmt. Die Deputation versammelt sich
jährlich auf höchstens drei Wochen. Zeit
und Ort des Zusammentrittes werden von
dem Monarchen bestimmt. Mit dem Vor-
stande und den Sekretärs wird es so, wie
bei der General-Versammlung gehalten.

§ V. Die Landgerichte üben die Lokal-
Polizei unter der Aufsicht der General-
Kommissariate aus, und erhalten zu diesem
Behufe einen oder mehrere Polizei-Aktua-
rien. Für eine jede Städtische- und Rural-
Gemeinde wird eine Lokal-Verwaltung an-
geordnet werden.

§ VI. Die Gefälle, Steuern und Aufla-
gen des Reichs werden, so wie die Lokal-
Nebenbeischläge, durch die Rentämter und
die übrigen zur Einnahme der Auflagen be-
stimmten Beamten erhohen.

§ VII. Alle Verwaltungs-Beamte, von
dem wirklichen Rathe an, unterliegen den
Bestimmungen der Haupt-Verordnungen
vom 1. Jäner 1805, und 8. Junius 1807;
jedoch werden alle künftig Anzustellende
nur dann als wirkliche Staats-Beamte an-
gesehen, wenn sie ein Amt, welches dieses
Recht mit sich bringt, sechs Jahre lang un-
unterbrochen verwaltet haben.

Wegen der Unterstüzungs-Beiträge der
übrigen königlichen Diener und ihrer Witt-
wen wird eine eigene zweckmässige Ver-
ordnung erlassen werden.

VIERTER TITEL
Von der National-Repräsentation

§ I. In einem jeden Kreise werden aus
denjenigen zwei hundert Land-Eigenthü-
mern, Kaufleuten oder Fabrikanten, wel-
che die höchste Grundsteuer bezahlen, von
den Wahlmännern sieben Mitglieder ge-
wählt, welche zusammen die Reichs-Ver-
sammlung bilden.

§ II. Der König ernennt einen Präsiden-
ten, und vier Sekretärs aus den Mitgliedern
der Versammlung auf eine oder mehrere Si-
zungen.

§ III. Die Dauer der Funktionen der De-
putirten wird auf sechs Jahre bestimmt; je-
doch sind sie nach Verlauf dieser sechs Jah-
re erwählbar.

§ IV. Die National-Repräsentation ver-
sammelt sich wenigstens einmal im Jahre
auf die vom König erhaltene Zusammenbe-
rufung, welcher die Versammlung eröffnet
und schließt. Er kann sie auch vertagen oder
auflösen; jedoch muß im lezten Falle we-
nigstens innerhalb zwei Monaten eine neue
zusammenberufen werden.

§ V. So oft die Wahl eines Deputirten
oder auch der ganzen Reichs-Repräsentati-
on vorzunehmen ist, werden entweder al-
le oder die betheiligte Kreis-Versammlung
durch königliche offene Briefe, welche der
Minister des Innern expedirt, hiezu aufge-
fordert.

§ VI. Die Versammlung wählt unter sich
Kommissionen von drei, höchstens vier Mit-
gliedern, jene der Finanzen, der bürgerli-
chen und peinlichen Gesezgebung, der in-
nern Verwaltung und der Tilgung der Staats-
Schulden. Diese versammeln sich und kor-
respondiren mit den einschlägigen Sektio-
nen des geheimen Raths über die Entwürfe
der Geseze und Haupt-Reglements sowohl,
als den jährlichen Finanz-Etat, so oft es die
Regierung von ihnen verlangt.

§ VII. Die auf solche Art vorbereite-
ten Geseze werden an die Repräsentation
durch zwei, höchstens drei Mitglieder des
geheimen Raths gebracht; die Versamm-
lung stimmt darüber durch den Weg des
geheimen Scrutiniums nach der absoluten
Mehrheit der Stimmen. Niemand ist befugt,
das Wort zu führen, als die königlichen
Kommissärs aus dem geheimen Rathe und
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die Glieder der einschlägigen Kommission
der Repräsentation.

FÜNFTER TITEL

Von der Justiz

§ I. Die Justiz wird durch die, in geeig-
neter Zahl bestimmten Ober- und Unter-Ge-
richte verwaltet. Für das ganze Reich be-
steht eine einzige oberste Justiz-Stelle.

§ II. Alle Gerichs-Stellen sind verbun-
den, bei End-Urtheilen die Entscheidungs-
gründe anzuführen.

§ III. Die Glieder der Justiz-Kollegien
werden von dem König auf Lebenszeit er-
nannt, und können nur durch einen förmli-
chen Spruch ihre Stellen verlieren.

§ IV. Der König kann in Kriminal-Sa-
chen Gnade ertheilen, die Strafe erlassen
oder mildern; aber in keinem Falle irgend
eine anhängige Streit-Sache oder angefan-
gene Untersuchung hemmen, vielweniger
eine Parthei ihrem gesezlichen Richter ent-
ziehen.

§ V. Der königliche Fiskus wird in al-
len streitigen Privat-Rechts-Verhältnissen
bei den königlichen Gerichts-Höfen Recht
nehmen.

§ VI. Die Güter-Konfiskation hat in kei-
nem Falle, den der Desertion ausgenom-
men, Statt; wohl aber können die Einkünfte
während der Lebenszeit des Verbrechers se-
questrirt und die Gerichtskosten damit be-
stritten werden.

§ VII. Es soll für das ganze Reich ein
eigenes bürgerliches und peinliches Gesez-
buch eingeführt werden.

SECHSTER TITEL
Von dem Militär-Stande

§ I. Zur Vertheidigung des Staats, und
zur Erfüllung der durch die rheinische Bun-
des-Akte eingegangenen Verbindlichkeiten,
wird eine stehende Armee unterhalten.

§ II. Die Truppen werden durch den Weg
der allgemeinen Militär-Konskription er-
gänzt.

§ III. Die Armee handelt nur gegen äus-
sere Feinde; im Innern aber nur dann, wenn
es der Monarch in einem besondern Fal-
le ausdrücklich befiehlt, oder die Militär-
Macht von der Zivil-Behörde förmlich dazu
aufgefodert wird.

§ IV. Die Militär-Personen stehen nur in
Kriminal- und Dienst-Sachen unter der Mi-
litär-Gerichtsbarkeit; in allen übrigen aber
sind sie, wie jeder Staatsbürger, den ein-
schlägigen Zivil-Gerichten unterworfen.

§ V. Die Bürger-Miliz wird bestättigt.
Zur Erhaltung der Ruhe in Kriegs-Zeiten
wird eine National-Garde, und zur Handha-
bung der Polizei eine Gensd’armerie errich-
tet werden.

Dieß sind die Grundlagen der künfti-
gen Verfassung Unsers Reichs. Ihre Einfüh-
rung wird hiemit festgesezt auf den ersten
Oktober dieses Jahres. In der Zwischenzeit
werden die hienach zu entwerfenden Ge-
sez-Bücher, so wie die einzelnen organi-
schen Geseze, welche obigen Bestimmun-
gen theils zur nähern Erläuterung dienen,
theils die Art und Weise ihres Vollzugs vor-
zeichnen, nachfolgen.

Völker Unsers Reichs! Die Befestigung
eurer gemeinschaftlichen Wohlfahrt ist Un-
ser Ziel. Je wichtiger euch dasselbe er-
scheint, und je durchdrungener ihr von der
Erkenntniß seyd, daß kein besonderes Wohl
sich anders, als in der engsten Verbindung
mit dem allgemeinen dauerhaft erhalten
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kann, desto sicherer wird dieses Ziel er-
reicht, und Unsere Regenten-Sorge belohnt
werden.

So gegeben in Unserer Haupt- und Resi-
denz-Stadt München, am ersten Tage des
Monats Mai, im Ein Tausend Acht Hundert
und Achten Jahre, Unsers Reiches im Drit-
ten.

Max Joseph.

Frhr. v. Montgelas. Gr. Morawitzky. Frhr.
v. Hompesch.

1 Ediert nach Königlich-Baierisches Regierungsblatt,
1. Band, Jahrgang 1808, XXII. Stück, Sp. 985–1000.

Die Konstitution wurde am 1. Mai 1808 beschlos-
sen und unterzeichnet und am 25. Mai 1808 im Re-
gierungsblatt verkündet. Sie trat jedoch erst am 1. Ok-
tober 1808 in Kraft (vgl. Verfassungstext am Ende).
Am 26. Mai 1818 wurde die Konstitution durch die
Verfassungsurkunde des Königreichs Baiern abgelöst
(Gesetzblatt für das Königreich Baiern, Jahrgang 1818,

VII. Stück, Sp. 101–140, VIII.-XVII. Stück, Sp. 141–
396). Siehe unter „Verfassung von Bayern (1818)“.

Bei der Konstitution handelt es sich um eine oktroy-
ierte Verfassung, die nicht in das Staatsleben eintrat
bzw. unausgeführt blieb (vgl. Huber, Verfassungsge-
schichte I, S. 321).

Für weiterführende Angaben siehe Huber, Verfas-
sungsgeschichte I, S. 319–321; Karl Möckl, Der mo-
derne bayerische Staat, Eine Verfassungsgeschichte
vom aufgeklärten Absolutismus bis zum Ende der Re-
formepoche, München 1979; Carola Schulze, Frühkon-
stitutionalismus in Deutschland, Baden-Baden 2002,
S. 45–46; Eberhard Weis, Die bayerische Konstitution
von 1808, in: ders. (Hrsg.), Reformen im rheinbündi-
schen Deutschland, München 1984, S. 151–166; ders.,
Kontinuität und Diskontinuität zwischen den Ständen
des 18. Jahrhunderts und den frühkonstitutionellen
Parlamenten von 1818/1819 in Bayern und Württem-
berg, in: ders. Deutschland und Frankreich um 1800,
München 1990, S. 218–242; Alfons Wenzel, Bayeri-
sche Verfassungsurkunden: Dokumentation zur bayeri-
schen Verfassungsgeschichte, 2. Aufl., München 1995;
Fritz Zimmermann, Bayerische Verfassungsgeschichte
vom Ausgang der Landschaft bis zur Verfassungsur-
kunde von 1818: Ein Beitrag zur Auseinandersetzung
Deutschlands mit den Ideen der Französischen Revo-
lution und Restauration, Aalen 1973 (Neudruck der
Ausgabe von 1940), insbes. S. 133ff.
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Verfassung von Bayern (1818)

Verfassungs-Urkunde des Königreichs Baiern1

Maximilian Joseph, von Gottes Gnaden
König von Baiern. Von den hohen Re-
genten-Pflichten durchdrungen und gelei-
tet – haben Wir Unsere bisherige Regie-
rung mit solchen Einrichtungen bezeichnet,
welche Unser fortgesetztes Bestreben, das
Gesammt-Wohl Unserer Unterthanen zu be-
fördern, beurkunden. – Zur festern Begrün-
dung desselben gaben Wir schon im Jahre
1808 Unserem Reiche eine seinen damali-
gen äußern und innern Verhältnißen ange-
messene Verfassung, in welche Wir schon
die Einführung einer ständischen Versamm-
lung, als eines wesentlichen Bestandtheiles,
aufgenommen haben. – Kaum hatten die
großen seit jener Zeit eingetretenen Welt-
begebenheiten, von welchen kein deutscher
Staat unberührt geblieben ist, und während
welcher das Volk von Baiern gleich groß
im erlittenen Drucke wie im bestandenen
Kampfe sich gezeigt hat, in der Acte des
Wiener-Congresses ihr Ziel gefunden, als
Wir sogleich das nur durch die Ereignis-
se der Zeit unterbrochene Werk, mit unver-
rücktem Blicke auf die allgemeinen und be-
sondern Forderungen des Staatszweckes zu
vollenden suchten; – die im Jahre 1814 da-
für angeordneten Vorarbeiten und das De-
cret vom 2. Februar 1817 bestätigen Unsern
hierüber schon früher gefaßten festen Ent-
schluß. – Die gegenwärtige Acte ist, nach
vorgegangener reifer und vielseitiger Be-
rathung, und nach Vernehmung Unseres
Staats-Rathes – das Werk Unseres ebenso
freyen als festen Willens. – Unser Volk wird
in dem Inhalte desselben die kräftigste Ge-
währleistung Unserer landesväterlichen Ge-

sinnungen finden.
Freyheit der Gewissen, und gewissenhaf-

te Scheidung und Schützung dessen, was
des Staates und der Kirche ist;

Freyheit der Meinungen, mit gesetz-
lichen Beschränkungen gegen den Miß-
brauch;

Gleiches Recht der Eingebornen zu allen
Graden des Staatsdienstes und zu allen Be-
zeichnungen des Verdienstes;

Gleiche Berufung zur Pflicht und zur Eh-
re der Waffen;

Gleichheit der Gesetze und vor dem Ge-
setze;

Unpartheylichkeit und Unaufhaltbarkeit
der Rechtspflege;

Gleichheit der Belegung und der Pflich-
tigkeit ihrer Leistung;

Ordnung durch alle Theile des Staats-
Haushaltes, rechtlicher Schutz des Staats-
Credits, und gesicherte Verwendung der da-
für bestimmten Mittel;

Wiederbelebung der Gemeinde-Körper
durch die Wiedergabe der Verwaltung der
ihr Wohl zunächst berührenden Angelegen-
heiten;

Eine Standschaft – hervorgehend aus al-
len Klassen der im Staate ansäßigen Staats-
bürger, – mit den Rechten des Beyrathes,
der Zustimmung, der Willigung, der Wün-
sche und der Beschwerdeführung wegen
verletzter verfassungsmäßiger Rechte, – be-
rufen, um in öffentlichen Versammlungen
die Weisheit der Berathung zu verstärken,
ohne die Kraft der Regierung zu schwä-
chen;

Endlich eine Gewähr der Verfassung, si-
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chernd gegen willkührlichen Wechsel, aber
nicht hindernd das Fortschreiten zum Bes-
sern nach geprüften Erfahrungen.

Baiern! – Dies sind die Grundzüge der
aus Unserm freyen Entschluße euch gegebe-
nen Verfassung, sehet darin die Grundsätze
eines Königs, welcher das Glück seines Her-
zens und den Ruhm seines Thrones nur von
dem Glücke des Vaterlandes und von der
Liebe seines Volkes empfangen will! –

Wir erklären hiernach folgende Bestim-
mungen als Verfassung des Königreiches
Baiern:

TITEL I
Allgemeine Bestimmungen

§ 1. Das Königreich Baiern in der Ge-
sammt-Vereinigung aller ältern und neuern
Gebietstheile ist ein souverainer monarchi-
scher Staat nach den Bestimmungen der ge-
genwärtigen Verfassungs-Urkunde.

§ 2. Für das ganze Königreich besteht
eine allgemeine in zwey Kammern abge-
theilte Stände-Versammlung.

TITEL II
Von dem Könige und der Thronfolge,

dann der Reichs-Verwesung

§ 1. Der König ist das Oberhaupt
des Staats, vereiniget in sich alle Rechte
der Staats-Gewalt, und übt sie unter den
von Ihm gegebenen in der gegenwärtigen
Verfassungs-Urkunde festgesetzten Bestim-
mungen aus.

Seine Person ist heilig und unverletzlich.

§ 2. Die Krone ist erblich in dem Manns-
stamme des Königlichen Hauses nach dem
Rechte der Erstgeburt, und der agnatisch-
linealischen Erbfolge.

§ 3. Zur Successions-Fähigkeit wird eine
rechtmäßige Geburt aus einer ebenbürtigen

– mit Bewilligung des Königs geschlossenen
Ehe erfordert.

§ 4. Der Mannsstamm hat vor den weib-
lichen Nachkommen den Vorzug, und die
Prinzessinnen sind von der Regierungs-Fol-
ge in so lange ausgeschlossen, als in dem
Königlichen Hause noch ein successions-
fähiger männlicher Sproße oder ein durch
Erbverbrüderung zur Thronfolge berechtig-
ter Prinz vorhanden ist.

§ 5. Nach gänzlicher Erlöschung des
Mannsstammes und in Ermanglung ei-
ner mit einem andern fürstlichen Hause
aus dem deutschen Bunde für diesen Fall
geschlossenen Erbverbrüderung geht die
Thronfolge auf die weibliche Nachkommen-
schaft nach eben der Erbfolge-Ordnung, die
für den Mannsstamm festgesetzt ist, über,
so, daß die zur Zeit des Ablebens des letzt
regierenden Königs lebenden Baierischen
Prinzessinnen oder Abkömmlinge von den-
selben, ohne Unterschied des Geschlechtes
eben so, als wären sie Prinzen des ursprüng-
lichen Mannsstammes des Baierischen Hau-
ses, nach dem Erstgeburts-Rechte und der
Lineal-Erbfolge-Ordnung zur Thronfolge
berufen werden.

Wenn in dem regierenden neuen Königli-
chen Hause wieder Abkömmlinge des ers-
ten Grades von beyderley Geschlecht ge-
boren werden, tritt alsdann der Vorzug des
männlichen Geschlechts vor dem weibli-
chen wieder ein.

§ 6. Sollte die Baierische Krone nach
Erlöschung des Mannsstammes an den Re-
genten einer größern Monarchie gelangen,
welcher seine Residenz im Königreiche Bai-
ern nicht nehmen könnte oder würde, so soll
dieselbe an den zweytgebornen Prinzen die-
ses Hauses übergehen, und in dessen Linie
sodann dieselbe Erbfolge eintreten, wie sie
oben vorgezeichnet ist.

Kömmt aber die Krone an die Gemah-
lin eines auswärtigen größern Monarchen,
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so wird sie zwar Königin, sie muß jedoch
einen Vice-König, der seine Residenz in der
Hauptstadt des Königreichs zu nehmen hat,
ernennen, und die Krone geht nach ihrem
Ableben an ihren zweytgebornen Prinzen
über.

§ 7. Die Volljährigkeit der Prinzen und
Prinzessinnen des Königlichen Hauses tritt
mit dem zurückgelegten Achtzehnten Jahre
ein.

§ 8. Die übrigen Verhältnisse der Mit-
glieder des Königlichen Hauses richten sich
nach den Bestimmungen des pragmatischen
Familien-Gesetzes.2

§ 9. Die Reichs-Verwesung tritt ein:
a) während der Minderjährigkeit des

Monarchen;
b) wenn derselbe an der Ausübung der

Regierung auf längere Zeit verhindert ist,
und für die Verwaltung des Reichs nicht
selbst Vorsorge getroffen hat, oder treffen
kann.

§ 10. Dem Monarchen steht es frey, unter
den volljährigen Prinzen des Hauses, den
Reichs-Verweser für die Zeit der Minder-
jährigkeit seines Nachfolgers zu wählen.

In Ermanglung einer solchen Bestim-
mung gebührt die Reichs-Verwesung
demjenigen volljährigen Agnaten, welcher
nach der festgesetzten Erbfolge-Ordnung
der Nächste ist.

Wäre der Prinz, welchem dieselbe nach
obiger Bestimmung gebührt, selbst noch
minderjährig, oder durch ein sonstiges Hin-
derniß abgehalten, die Regentschaft zu
übernehmen, so fällt sie auf denjenigen
Agnaten, welcher nach ihm der Nächste ist.

§ 11. Sollte der Monarch durch irgend
eine Ursache, die in ihrer Wirkung länger
als ein Jahr dauert, an der Ausübung der
Regierung gehindert werden, und für die-
sen Fall nicht selbst Vorsehung getroffen

haben, oder treffen können, so findet mit Zu-
stimmung der Stände, welchen die Verhin-
derungs-Ursachen anzuzeigen sind, gleich-
falls die für den Fall der Minderjährigkeit
bestimmte gesetzliche Regentschaft statt.

§ 12. Wenn der König nach §. 10. den
Reichs-Verweser für den Fall der Minder-
jährigkeit ernennt, so wird die darüber aus-
gefertigte Urkunde durch denjenigen Mi-
nister, welchem die Verrichtungen eines
Ministers des Königlichen Hauses übertra-
gen sind, im Haus-Archiv bis zum Ableben
des Monarchen aufbewahrt, und dann dem
Gesammt-Staats-Ministerium zur Einsicht
und öffentlichen Bekanntmachung vorge-
legt. Dem Reichs-Verweser wird die über
seine Ernennung ausgefertigte Urkunde zu-
gleich mitgetheilt.

§ 13. Wenn kein zur Reichs-Verwesung
geeigneter Agnat vorhanden ist, der Mo-
narch jedoch eine verwittibte Königin hin-
terläßt, so gebührt dieser die Reichs-Verwe-
sung.

In Ermanglung derselben aber über-
nimmt sie jener Kron-Beamte, welchen der
letzte Monarch hiezu ernennt, und wenn
von demselben keine solche Bestimmung
getroffen ist, so geht sie an den ersten Kron-
Beamten über, welchem kein gesetzliches
Hinderniß entgegen steht.

§ 14. In jedem Falle gebührt einer ver-
wittibten Königin unter der Aufsicht des
Reichs-Verwesers die Erziehung ihrer Kin-
der nach den in dem Familien-Gesetze hier-
über enthaltenen nähern Bestimmungen.

§ 15. In den im §. 9. a und b bezeichne-
ten Fällen wird die Regierung im Nahmen
des minderjährigen, oder in der Ausübung
der Regierung gehinderten Monarchen ge-
führt.

Alle Ausfertigungen werden in seinem
Nahmen und unter dem gewöhnlichen Kö-
niglichen Siegel erlassen; alle Münzen mit
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seinem Brustbilde, Wappen und Titel ge-
prägt.

Der Regent unterzeichnet als:
„des Königreichs Baiern Verweser.“

§ 16. Der Prinz des Hauses, die verwit-
tibte Königin oder derjenige Kron-Beamte,
welchem die Reichs-Verwesung übertragen
wird, muß gleich nach dem Antritte der Re-
gentschaft die Stände versammeln, und in
ihrer Mitte und in Gegenwart der Staats-
Minister, so wie der Mitglieder des Staats-
Rathes nachstehenden Eid ablegen:

„Ich schwöre, den Staat in Gemäßheit der
Verfassung und der Gesetze des Reichs zu
verwalten, die Integrität des Königreiches
und die Rechte der Krone zu erhalten, und
dem Könige die Gewalt, deren Ausübung
mir anvertraut ist, getreu zu übergeben, so
wahr mir Gott helfe und sein heiliges Evan-
gelium;“

worüber eine besondere Urkunde aufge-
nommen wird.

§ 17. Der Regent übt während seiner
Reichs-Verwesung alle Regierungs-Rech-
te aus, welche durch die Verfassung nicht
besonders ausgenommen sind.

§ 18. Alle erledigten Aemter, mit Aus-
nahme der Justiz-Stellen, können während
der Reichs-Verwesung nur provisorisch be-
setzt werden. Der Reichs-Verweser kann
weder Krongüter veräußern, oder heimge-
fallene Lehen verleihen, noch neue Aemter
einführen.

§ 19. Das Gesammt-Staats-Ministeri-
um bildet den Regentschafts-Rath, und der
Reichs-Verweser ist verbunden, in allen
wichtigen Angelegenheiten das Gutachten
desselben zu erholen.

§ 20. Der Reichs-Verweser hat während
der Dauer der Regentschaft seine Wohnung
in der Königlichen Residenz, und wird auf

Kosten des Staates unterhalten; auch wer-
den ihm nebstdem zu seiner eigenen Ver-
fügung jährlich zweymal hundert tausend
Gulden in monatlichen Raten auf die Staats-
Kasse angewiesen.3

§ 21. Die Regentschaft dauert in den im
§. 9. bemerkten zwey Fällen – im ersten
bis zur Großjährigkeit des Königs, und im
zweyten – bis das eingetretene Hinderniß
aufhört.

§ 22. Nachdem die Regentschaft beendi-
get ist, und der in die Regierung eintretende
neue König den feyerlichen Eid (Tit. X. §.
1.) abgelegt hat, werden alle Verhandlun-
gen der Regentschaft geschlossen, und der
Regierungs-Antritt des Königs wird in der
Residenz und im ganzen Königreiche feyer-
lich kund gemacht.

TITEL III
Von dem Staatsgute

§ 1. Der ganze Umfang des Königreichs
Baiern bildet eine einzige untheilbare un-
veräußerliche Gesammt-Masse aus sämmt-
lichen Bestandtheilen an Landen, Leuten,
Herrschaften, Gütern, Regalien und Renten
mit allem Zugehör.

Auch alle neuen Erwerbungen aus Privat-
Titeln an unbeweglichen Gütern, sie mögen
in der Haupt- oder Neben-Linie geschehen,
wenn der erste Erwerber während seines
Lebens nicht darüber verfügt hat, kommen
in den Erbgang des Mannsstammes, und
werden als der Gesammt-Masse einverleibt
angesehen.

§ 2. Zu dem unveräußerlichen Staatsgu-
te, welches im Falle einer Sonderung des
Staats-Vermögens von der Privat-Verlassen-
schaft in das Inventar der letztern nicht ge-
bracht werden darf, gehören:

1) Alle Archive und Registraturen;
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2) Alle öffentlichen Anstalten und Ge-
bäude mit ihrem Zugehör;

3) Alles Geschütz, Munition, alle Mili-
taire-Magazine und was zur Landeswehr
nöthig ist;

4) Alle Einrichtungen der Hof-Capellen
und Hof-Aemter mit allen Mobilien, wel-
che der Aufsicht der Hof-Stäbe und Hof-In-
tendanzen anvertraut, und zum Bedarf oder
zum Glanze des Hofes bestimmt sind;

5) Alles, was zur Einrichtung oder zur
Zierde der Residenzen und Lustschlößer
dienet;

6) Der Hausschatz und was von dem Erb-
lasser mit demselben bereits vereiniget wor-
den ist;

7) Alle Sammlungen für Künste und
Wissenschaften, als: Bibliotheken, physi-
calische, Naturalien- und Münz-Cabinette,
Antiquitäten, Statüen, Sternwarten mit ih-
ren Instrumenten, Gemählde- und Kupfer-
stich-Sammlungen und sonstige Gegenstän-
de, die zum öffentlichen Gebrauche oder
zur Beförderung der Künste und Wissen-
schaften bestimmt sind;4

8) Alle vorhandenen Vorräthe an baarem
Gelde und Capitalien in den Staats-Kassen
oder an Naturalien bey den Aemtern, samt
allen Ausständen an Staatsgefällen;

9) Alles, was aus Mitteln des Staats er-
worben wurde.

§ 3. Sämmtliche Bestandtheile des
Staatsguts sind, wie bereits in der Pragmatik
vom 20. October 1804 bestimmt war, aus
welcher die nach den veränderten Verhält-
nissen hierüber noch geltenden Bestimmun-
gen in gegenwärtige Verfassungs-Urkunde
übertragen sind, auf ewig unveräußerlich,
vorbehaltlich der unten folgenden Modifi-
cationen.

Vorzüglich sollen, ohne Ausnahme, alle
Rechte der Souverainetät bey der Primoge-
nitur ungetheilt und unveräußert erhalten
werden.

§ 4. Als Veräußerung des Staatsguts ist

anzusehen, nicht nur jeder wirkliche Ver-
kauf, sondern auch eine Schenkung unter
den Lebenden, oder eine Vergebung durch
eine lezte Willens-Verordnung, Verleihung
neuer Lehen, oder Beschwerung mit einer
ewigen Last, oder Verpfändung oder Hinga-
be durch einen Vergleich gegen Annahme
einer Summe Geldes.

Auch kann keinem Staatsbürger eine Be-
freyung von den öffentlichen Lasten bewil-
liget werden.

§ 5. Die bisher zu Belohnung vorzügli-
cher dem Staate geleisteter Dienste verlie-
henen Lehen, Staats-Domainen und Renten
sind von obigem Verbote ausgenommen.

Auch steht dem Könige die Wiederver-
leihung heimfallender Lehen jederzeit frey.

Zu Belohnung großer und bestimmter
dem Staate geleisteter Dienste können auch
andere Staats-Domainen oder Renten, je-
doch mit Zustimmung der Stände, in der
Eigenschaft als Mannlehen der Krone ver-
liehen werden.

Anwartschaften auf künftige der Krone
heimfallende Güter, Renten und Rechte,
können eben so wenig als auf Aemter oder
Würden ertheilt werden.

§ 6. Unter dem Veräußerungs-Verbote
sind ferner nicht begriffen:

1) alle Staats-Handlungen des Monar-
chen, welche innerhalb der Grenzen des
Ihm zustehenden Regierungs-Rechts nach
dem Zwecke und zur Wohlfahrt des Staats
mit Auswärtigen oder mit Unterthanen im
Lande über Stamm- und Staatsgüter vorge-
nommen werden; insbesondere was

2) an einzelnen Gütern und Gefällen zur
Beendigung eines anhängigen Rechtsstreits
gegen Erhaltung oder Erlangung anderer
Güter, Renten oder Rechte, oder zur Grenz-
berichtigung mit benachbarten Staaten, ge-
gen andern angemessenen Ersatz abgetreten
wird;

3) Was gegen andere Realitäten und
Rechte von gleichem Werthe vertauscht

19



BAYERN

wird;
4) Alle einzelnen Veräußerungen oder

Veränderungen, welche bey den Staatsgü-
tern dem Staatszwecke gemäß, und in Fol-
ge der bereits erlassenen Vorschriften nach
richtigen Grundsätzen der fortschreitenden
Staatswirthschaft, zur Beförderung der Lan-
des-Cultur oder sonst zur Wohlfahrt des
Landes, oder zum Besten des Staats-Ae-
rars, und zur Aufhebung einer nachtheiligen
Selbstverwaltung für gut gefunden werden.

§ 7. In allen diesen Fällen (§. 6.) dürfen
jedoch die Staats-Einkünfte nicht geschmä-
lert, sondern es soll als Ersatz entweder eine
Dominicial-Rente – wo möglich in Getrei-
de, dafür bedungen, oder der Kaufschilling
zu neuen Erwerbungen oder zur zeitlichen
Aushülfe des Schuldentilgungs-Fonds, oder
zu andern das Wohl des Landes bezielenden
Absichten verwendet werden.

Mit dem unter dem Staatsgute begriffe-
nen beweglichen Vermögen (§. 2.) kann der
Monarch nach Zeit und Umständen zweck-
mäßige Veränderungen und Verbesserungen
vornehmen.

TITEL IV
Von allgemeinen Rechten und

Pflichten

§ 1. Zum vollen Genuße aller bürgerli-
chen, öffentlichen und Privatrechte in Bai-
ern, wird das Indigenat erfordert, welches
entweder durch die Geburt oder durch die
Naturalisirung nach den nähern Bestimmun-
gen des Edictes über das Indigenat erwor-
ben wird.5

§ 2. Das Baierische Staats-Bürgerrecht
wird durch das Indigenat bedingt, und geht
mit demselben verloren.

§ 3. Nebst diesem wird zu dessen Aus-
übung noch erfordert:

a) die gesetzliche Volljährigkeit;

b) die Ansäßigkeit im Königreiche, ent-
weder durch den Besitz besteuerter Gründe,
Renten oder Rechte, oder durch die Aus-
übung besteuerter Gewerbe, oder durch den
Eintritt in ein öffentliches Amt.

§ 4. Kron-Aemter, oberste Hof-Aemter,
Civil-Staatsdienste und oberste Militaire-
Stellen, wie auch Kirchen-Aemter oder
Pfründen können nur Eingebornen oder ver-
fassungsmäßig Naturalisirten ertheilt wer-
den.

§ 5. Jeder Baier ohne Unterschied kann
zu allen Civil-Militaire- und Kirchen-Aem-
tern oder Pfründen gelangen.

§ 6. In dem Umfange des Reichs kann
keine Leibeigenschaft bestehen, nach den
nähern Bestimmungen des Edictes vom 3.
August 1808.6

§ 7. Alle ungemessenen Frohnen sol-
len in Gemessene umgeändert werden, und
auch diese ablösbar seyn.

§ 8. Der Staat gewährt jedem Einwohner
Sicherheit seiner Person, seines Eigenthums
und seiner Rechte.

Niemand darf seinem ordentlichen Rich-
ter entzogen werden.

Niemand darf verfolgt oder verhaftet wer-
den, als in den durch die Gesetze bestimm-
ten Fällen, und in der gesetzlichen Form.

Niemand darf gezwungen werden, sein
Privat-Eigenthum, selbst für öffentliche
Zwecke abzutreten, als nach einer förm-
lichen Entscheidung des versammelten
Staatsraths, und nach vorgängiger Entschä-
digung, wie solches in der Verordnung vom
14. August 18157 bestimmt ist.8

§ 9. Jedem Einwohner des Reichs
wird vollkommene Gewissens-Freyheit ge-
sichert; die einfache Haus-Andacht darf da-
her Niemanden, zu welcher Religion er sich
bekennen mag, untersagt werden.

Die in dem Königreiche bestehenden
drey christlichen Kirchen-Gesellschaften
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genießen gleiche bürgerliche und politische
Rechte.9

Die nicht christlichen Glaubens-Genos-
sen haben zwar vollkommene Gewissens-
Freyheit; sie erhalten aber an den Staatsbür-
gerlichen Rechten nur in dem Maaße einen
Antheil, wie ihnen derselbe in den organi-
schen Edicten über ihre Aufnahme in die
Staats-Gesellschaft zugesichert ist.

Allen Religionstheilen, ohne Ausnahme,
ist das Eigenthum der Stiftungen und der
Genuß ihrer Renten nach den ursprüngli-
chen Stiftungs-Urkunden und dem recht-
mäßigen Besitze, sie seyen für den Cultus,
den Unterricht oder die Wohlthätigkeit be-
stimmt, vollständig gesichert.

Die geistliche Gewalt darf in ihrem ei-
gentlichen Wirkungs-Kreise nie gehemmt
werden, und die weltliche Regierung darf
in rein geistlichen Gegenständen der Reli-
gions-Lehre und des Gewissens sich nicht
einmischen, als in soweit das Obersthoheit-
liche Schutz- und Aufsichts-Recht eintritt,
wonach keine Verordnungen und Gesetze
der Kirchen-Gewalt ohne vorgängige Ein-
sicht und das Placet des Königs verkündet
und vollzogen werden dürfen.

Die Kirchen und Geistlichen sind in ihren
bürgerlichen Handlungen und Beziehungen
– wie auch in Ansehung des ihnen zustehen-
den Vermögens den Gesetzen des Staates
und den weltlichen Gerichten untergeben;
auch können sie von öffentlichen Staatslas-
ten keine Befreyung ansprechen.

Die übrigen nähern Bestimmungen über
die äußern Rechts-Verhältnisse der Bewoh-
ner des Königreichs, in Beziehung auf Re-
ligion und kirchliche Gesellschaften, sind
in dem der gegenwärtigen Verfassungs-Ur-
kunde beygefügten besondern Edicte ent-
halten.10

§ 10. Das gesammte Stiftungs-Vermö-
gen nach den drey Zwecken des Cultus, des
Unterrichts und der Wohlthätigkeit, wird
gleichfalls unter den besondern Schutz des

Staates gestellt; es darf unter keinem Vor-
wande zu dem Finanz-Vermögen eingezo-
gen, und in der Substanz für andere, als die
drey genannten Zwecke ohne Zustimmung
der Betheiligten, und bey allgemeinen Stif-
tungen ohne Zustimmung der Stände des
Reiches veräußert, oder verwendet werden.

§ 11. Die Freyheit der Presse und des
Buchhandels ist nach den Bestimmungen
des hierüber erlassenen besondern Edictes
gesichert.11

§ 12. Alle Baiern haben gleiche Pflich-
tigkeit zu dem Kriegsdienste und zur Land-
wehr nach den dießfalls bestehenden Geset-
zen.

§ 13. Die Theilnahme an den Staats-Las-
ten ist für alle Einwohner des Reichs allge-
mein, ohne Ausnahme irgend eines Standes,
und ohne Rücksicht auf vormals bestandene
besondere Befreyungen.

§ 14. Es ist den Baiern gestattet, in einen
andern Bundesstaat, welcher erweislich sie
zu Unterthanen annehmen will, auszuwan-
dern, auch in Civil- und Militaire-Dienste
desselben zu treten, wenn sie den gesetzli-
chen Verbindlichkeiten gegen ihr bisheriges
Vaterland Genüge geleistet haben.

Sie dürfen, solange sie im Unterthans-
Verbande bleiben, ohne ausdrückliche Er-
laubniß des Monarchen von einer auswär-
tigen Macht weder Gehalte noch Ehrenzei-
chen annehmen.

TITEL V
Von besondern Rechten und

Vorzügen12

§ 1. Die Kron-Aemter werden als obers-
te Würden des Reichs, entweder auf die
Lebenszeit der Würdeträger oder auf de-
ren männliche Erben, nach dem Rechte der
Erstgeburt und der agnatisch-linealischen
Erbfolge als Thron-Lehen verliehen.
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Die Kron-Beamten sind durch ihre
Reichswürden Mitglieder der ersten Kam-
mer in der Stände-Versammlung.

§ 2. Den vormals Reichsständischen
Fürsten und Grafen werden alle jene Vorzü-
ge und Rechte zugesichert, welche in dem
ihre Verhältnisse bestimmenden besondern
Edicte ausgesprochen sind.13

§ 3. Die der Baierischen Hoheit unterge-
benen ehemaligen unmittelbaren Reichsade-
lichen genießen diejenigen Rechte, welche
in Gemäßheit der Königlichen Declaration
durch die constitutionellen Edicte ihnen zu-
gesichert werden.

§ 4. Der gesammte übrige Adel des
Reichs behält, wie jeder Guts-Eigenthümer,
seine gutsherrlichen Rechte nach den ge-
setzlichen Bestimmungen.14

Uebrigens hat derselbe folgende Vorzüge
zu genießen:

1) ausschließend das Recht, eine guts-
herrliche Gerichtsbarkeit ausüben zu kön-
nen;15

2) Familien-Fidei-Commisse auf Grund-
vermögen zu errichten;16

3) einen von dem landgerichtlichen be-
freyten Gerichtsstand in bürgerlichen und
strafrechtlichen Fällen;

4) die Rechte der Siegelmäßigkeit unter
den Beschränkungen der Gesetze über das
Hypothekenwesen;17 endlich

5) bey der Militaire-Conscription die
Auszeichnung, daß die Söhne der Adeli-
chen als Cadetten eintreten.

§ 5. Einige dieser Vorzüge theilen für
ihre Personen die geistlichen und die wirk-
lichen Collegial-Räthe, und die mit diesen
in gleicher Categorie stehenden höhern Be-
amten.

Die Geistlichen genießen denselben be-
freyten Gerichtsstand in bürgerlichen und
strafrechtlichen Fällen; – die Collegial-Rä-
the und höhern Beamten außer diesem auch

die Rechte der Siegelmäßigkeit und die obi-
ge Auszeichnung bey der Militaire-Cons-
cription.

§ 6. Die Dienstes-Verhältnisse und Pen-
sions-Ansprüche der Staatsdiener und öf-
fentlichen Beamten richten sich nach den
Bestimmungen der Dienstes-Pragmatik.18

TITEL VI
Von der Stände-Versammlung19

§ 1. Die zwey Kammern der allgemeinen
Versammlung der Stände des Reichs sind:

a) die Reichs-Räthe,
b) die Abgeordneten.

§ 2. Die Kammer der Reichs-Räthe ist
zusammengesetzt aus

1) den volljährigen Prinzen des Königli-
chen Hauses;

2) den Kron-Beamten des Reichs;
3) den beyden Erz-Bischöfen;
4) den Häuptern der ehemals Reichsstän-

dischen – fürstlichen und gräflichen Fami-
lien, als erblichen Reichs-Räthen, so lange
sie im Besitze ihrer vormaligen Reichsstän-
dischen im Königreiche gelegenen Herr-
schaften bleiben;20

5) einem vom Könige ernannten Bischo-
fe und dem jedesmaligen Präsidenten des
protestantischen General-Consistoriums;

6) aus denjenigen Personen, welche der
König entweder wegen ausgezeichneter
dem Staate geleisteter Dienste, oder wegen
ihrer Geburt, oder ihres Vermögens zu Mit-
gliedern dieser Kammer entweder erblich
oder lebenslänglich besonders ernennt.21

§ 3. Das Recht der Vererbung wird
der König nur adelichen Gutsbesitzern ver-
leihen, welche im Königreiche das volle
Staatsbürgerrecht, und ein mit dem Lehen-
oder Fidei-Commissarischen Verbande be-
legtes Grund-Vermögen besitzen, von wel-
chem sie an Grund- und Dominical-Steuern
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in simplo Dreyhundert Gulden entrichten,
und wobey eine agnatisch-linealische Erb-
folge nach dem Rechte der Erstgeburt ein-
geführt ist.

Die Würde eines erblichen Reichs-Raths
geht jedesmal mit den Gütern, worauf das
Fidei-Commiß gegründet ist, nur auf den
nach dieser Erbfolge eintretenden Besitzer
über.22

§ 4. Die Zahl der lebenslänglichen
Reichs-Räthe kann den dritten Theil der
erblichen nicht übersteigen.23

§ 5. Die Reichs-Räthe haben Zutritt in
die erste Kammer nach erreichter Volljäh-
rigkeit; eine entscheidende Stimme aber
kömmt den Prinzen des Königlichen Hau-
ses erst mit dem Einundzwanzigsten, den
übrigen Reichs-Räthen mit dem Fünfund-
zwanzigsten Lebensjahre zu.

§ 6. Die Kammer der Reichs-Räthe kann
nur dann eröffnet werden, wenn wenigstens
die Hälfte der sämmtlichen Mitglieder an-
wesend ist.

§ 7. Die zweyte Kammer der Stände-Ver-
sammlung bildet sich

a) aus den Grundbesitzern, welche eine
gutsherrliche Gerichtsbarkeit ausüben, und
nicht Sitz und Stimme in der ersten Kam-
mer haben;

b) aus Abgeordneten der Universitäten;
c) aus Geistlichen der katholischen und

protestantischen Kirche;
d) aus Abgeordneten der Städte und

Märkte;
e) aus den nicht zu a) gehörigen Landei-

genthümern.24

§ 8. Die Zahl der Mitglieder richtet sich
im Ganzen nach der Zahl der Familien im
Königreiche, in dem Verhältniße, daß auf
7 000 Familien ein Abgeordneter gerechnet
wird.25

§ 9. Von der auf solche Art bestimmten
Zahl stellt:

a) die Klasse der adelichen Gutsbesitzer
ein Achttheil;

b) die Klasse der Geistlichen der katholi-
schen und protestantischen Kirche ein Acht-
theil;

c) die Klasse der Städte und Märkte ein
Viertheil; – und

d) die Klasse der übrigen Landeigenthü-
mer, welche keine gutsherrliche Gerichts-
barkeit ausüben, zwey Viertheile der Abge-
ordneten;

e) jede der drey Universitäten ein Mit-
glied.26

§ 10. Die jede einzelne Klasse treffende
Zahl von Abgeordneten wird nach den Be-
stimmungen des über die Stände-Versamm-
lung hier beygefügten besondern Edictes
auf die einzelnen Regierungs-Bezirke ver-
theilt.27

§ 11. Jede Klasse wählt in jedem Re-
gierungs-Bezirke die sie daselbst treffende
Zahl von Abgeordneten nach der in dem
angeführten Edicte vorgeschriebenen Wahl-
ordnung für die sechsjährige Dauer der Ver-
sammlung. Die während derselben erledig-
ten Stellen werden aus denjenigen ersetzt,
welche den Gewählten in der Stimmenzahl
zunächst kommen.28

§ 12. Jedes Mitglied der Kammer der
Abgeordneten muß ohne Rücksicht auf
Standes- oder Dienst-Verhältniße ein selbst-
ständiger Staatsbürger seyn, welcher das
dreißigste Lebensjahr zurückgelegt hat, und
den freyen Genuß eines solchen im betref-
fenden Bezirke oder Orte gelegenen Vermö-
gens besitzt, welches seinen unabhängigen
Unterhalt sichert, und durch die im Edicte29

festgesetzte Größe der jährlichen Versteue-
rung bestimmt wird.

Er muß sich zu einer der drey christlichen
Religionen bekennen, und darf niemals ei-
ner Special-Untersuchung, wegen Verbre-
chen oder Vergehen unterlegen haben, wo-
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von er nicht gänzlich freygesprochen wor-
den ist.30

§ 13. Alle sechs Jahre wird eine neue
Wahl der Abgeordneten vorgenommen, und
sonst nur in dem Falle, wenn die Kammer
von dem Könige aufgelöset wird.

Die austretenden Mitglieder sind wieder
wählbar.31

§ 14. Der Austritt eines bereits ernann-
ten Mitgliedes erfolgt während der Dauer
der Versammlung

1) Wenn dasselbe die Realität, das Ge-
richt, Gewerbe oder die geistliche Pfrün-
de, welche seine Wahl für den betreffenden
Regierungs-Bezirk, oder die Klasse beson-
ders begründeten, aus was immer für Veran-
lassungen zu besitzen aufhört, ohne einen
gleichen Ersatz in demselben Bezirke, Orte,
oder in derselben Klasse zu erwerben;

2) wenn das Mitglied unter der Zeit eine
der oben (§. 12.) zur passiven Wahlfähig-
keit wesentlich erforderlichen Eigenschaf-
ten verliert.

In diesen Fällen hat die Kammer der Ab-
geordneten auf die geschehene Anzeige und
nach Vernehmung des Betheiligten zu ent-
scheiden.32

§ 15. Zur gültigen Constituirung der
Kammer der Abgeordneten wird die An-
wesenheit von wenigstens zwey Drittheilen
der gewählten Mitglieder erfordert.

§ 16. Die Kammer der Reichs-Räthe
wird gleichzeitig mit jener der Abgeord-
neten zusammenberufen, eröffnet und ge-
schloßen.

§ 17. Kein Mitglied der ersten oder zwey-
ten Kammer darf sich in der Sitzung durch
einen Bevollmächtigten vertreten lassen.

§ 18. Die Anträge über die Staats-Auf-
lagen geschehen zuerst in der Kammer der
Abgeordneten, und werden dann durch die-
se an die Kammer der Reichs-Räthe ge-
bracht.

Alle übrigen Gegenstände können nach
der Bestimmung des Königs der einen oder
der andern Kammer zuerst vorgelegt wer-
den.

§ 19. Kein Gegenstand des den Ständen
des Reichs angewiesenen gemeinschaftli-
chen Wirkungskreises kann von einer Kam-
mer allein in Berathung gezogen werden,
und die Wirkung einer gültigen Einwilli-
gung der Stände erlangen.

TITEL VII
Von dem Wirkungskreise der Stände-

Versammlung33

§ 1. Die beyden Kammern können nur
über jene Gegenstände in Berathung treten,
die in ihren Wirkungskreis gehören, wel-
cher in den §§. 2 bis 19. näher bezeichnet
ist.

§ 2. Ohne den Beyrath und die Zustim-
mung der Stände des Königreichs kann kein
allgemeines neues Gesetz, welches die Frey-
heit der Person oder das Eigenthum der
Staats-Angehörigen betrifft, erlassen, noch
ein schon bestehendes abgeändert, authen-
tisch erläutert oder aufgehoben werden.

§ 3. Der König erholt die Zustimmung
der Stände zur Erhebung aller directen Steu-
ern, so wie zur Erhebung neuer indirecten
Auflagen, oder zur der Erhöhung oder Ver-
änderung der bestehenden.

§ 4. Den Ständen wird daher nach ih-
rer Eröffnung die genaue Uebersicht des
Staatsbedürfnisses, so wie der gesammten
Staats-Einnahmen (Budget) vorgelegt wer-
den, welche dieselbe durch einen Ausschuß
prüfen, und sodann über die zu erhebenden
Steuern in Berathung treten.

§ 5. Die zur Deckung der ordentlichen
beständigen und bestimmt vorherzusehen-
den Staats-Ausgaben, mit Einschluß des
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nothwendigen Reserve-Fonds, erforderli-
chen directen Steuern werden jedesmal auf
sechs Jahre bewilligt.

Um jedoch jede Stockung in der Staats-
haushaltung zu vermeiden, werden in dem
Etats-Jahre, in welchem die erste Stände-
Versammlung einberufen wird, die in dem
vorigen Etats-Jahre erhobenen Staats-Auf-
lagen fortentrichtet.

§ 6. Ein Jahr vor dem Ablaufe des Ter-
mins, für welchen die fixen Ausgaben fest-
gesetzt sind, somit nach Verlauf von sechs
Jahren, läßt der König für die sechs Jahre,
welche diesem Termine folgen, den Ständen
ein neues Budget vorlegen.34

§ 7. In dem Falle, wo der König durch
ausserordentliche äußere Verhältniße ver-
hindert ist, in diesem letzten Jahre der or-
dentlichen Steuer-Bewilligung die Stände
zu versammeln, kömmt Ihm die Befug-
niß einer Forterhebung der letztbewilligten
Steuer auf ein halbes Jahr zu.

§ 8. In Fällen eines außerordentli-
chen und unvorhergesehenen Bedürfnisses
und der Unzulänglichkeit der bestehenden
Staats-Einkünfte zu dessen Deckung, wird
dieses den Ständen zur Bewilligung der
erforderlichen außerordentlichen Auflagen
vorgelegt werden.

§ 9. Die Stände können die Bewilligung
der Steuern mit keiner Bedingung verbin-
den.

§ 10. Den Ständen des Reichs wird
bey einer jeden Versammlung eine genaue
Nachweisung über die Verwendung der
Staats-Einnahmen vorgelegt werden.

§ 11. Die gesammte Staatsschuld wird
unter die Gewährleistung der Stände ge-
stellt.

Zu jeder neuen Staatsschuld, wodurch
die zur Zeit bestehende Schulden-Masse im

Capitals-Betrage oder der jährlichen Verzin-
sung vergrößert wird, ist die Zustimmung
der Stände des Reichs erforderlich.

§ 12. Eine solche Vermehrung der Staats-
schulden hat nur für jene dringenden und
außerordentlichen Staatsbedürfnisse statt,
welche weder durch die ordentlichen noch
durch außerordentliche Beyträge der Un-
terthanen, ohne deren zu große Belastung
bestritten werden können, und die zum wah-
ren Nutzen des Landes gereichen.

§ 13. Den Ständen wird der Schulden-
tilgungs-Plan vorgelegt, und ohne ihre Zu-
stimmung kann an dem von ihnen angenom-
menen Plane keine Abänderung getroffen,
noch ein zur Schuldentilgung bestimmtes
Gefäll zu irgend einem andern Zwecke ver-
wendet werden.

§ 14. Jede der beyden Kammern hat aus
ihrer Mitte einen Commissaire zu ernennen,
welche gemeinschaftlich bey der Schulden-
tilgungs-Commission von allen ihren Ver-
handlungen genaue Kenntniß zu nehmen,
und auf die Einhaltung der festgesetzten
Normen zu wachen haben.

§ 15. In außerordentlichen Fällen, wo
drohende äußere Gefahren die Aufnahme
von Capitalien dringend erfordern, und die
Einberufung der Stände durch äußere Ver-
hältniße unmöglich gemacht wird, soll die-
sen Commissaire’s die Befugniß zustehen,
zu diesen Anleihen im Nahmen der Stände
vorläufig ihre Zustimmung zu ertheilen.

Sobald die Einberufung der Stände mög-
lich wird, ist ihnen die ganze Verhandlung
über diese Capitals-Aufnahme vorzulegen,
um in das Staatsschulden-Verzeichniß ein-
getragen zu werden.

§ 16. Den Ständen wird bey jeder Ver-
sammlung die genaue Nachweisung des
Standes der Staatsschulden-Tilgungs-Kasse
vorgelegt werden.
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§ 17. Die Stände haben das Recht der
Zustimmung zur Veräußerung oder Verwen-
dung allgemeiner Stiftungen in ihrer Sub-
stanz für andere als ihre ursprünglichen
Zwecke.

§ 18. Eben so ist ihre Zustimmung
zur Verleihung von Staats-Domainen oder
Staats-Renten zu Belohnung großer und be-
stimmter dem Staate geleisteter Dienste er-
forderlich.

§ 19. Die Stände haben das Recht, in Be-
ziehung auf alle zu ihrem Wirkungskreise
gehörigen Gegenstände dem Könige ihre
gemeinsamen Wünsche und Anträge in der
geeigneten Form vorzubringen.

§ 20. Jeder einzelne Abgeordnete hat das
Recht, in dieser Beziehung seine Wünsche
und Anträge in seiner Kammer vorzubrin-
gen, welche darüber: ob dieselben in nähere
Ueberlegung gezogen werden sollen, durch
Mehrheit der Stimmen erkennt, und sie im
bejahenden Falle an den betreffenden Aus-
schuß zur Prüfung und Würdigung bringt.

Die von einer Kammer über solche Anträ-
ge gefaßten Beschlüße müssen der andern
Kammer mitgetheilt, und können erst nach
deren erfolgten Beystimmung dem Könige
vorgelegt werden.

§ 21. Jeder einzelne Staatsbürger, so wie
jede Gemeinde kann Beschwerden über Ver-
letzung der constitutionellen Rechte an die
Stände-Versammlung, und zwar an jede der
beyden Kammern bringen, welche sie durch
den hierüber bestehenden Ausschuß prüft,
und findet dieser sie dazu geeignet, in Bera-
thung nimmt.

Erkennt die Kammer durch Stimmen-
mehrheit die Beschwerde für gegründet, so
theilt sie ihren diesfalls an den König zu er-
stattenden Antrag der andern Kammer mit,
welcher, wenn diese demselben beystimmt,
in einer gemeinsamen Vorstellung dem Kö-
nige übergeben wird.

§ 22. Der König wird wenigstens alle
drey Jahre die Stände zusammenberufen.

Der König eröffnet und schließt die Ver-
sammlung entweder in eigener Person oder
durch einen besonders hiezu Bevollmäch-
tigten.

Die Sitzungen einer solchen Versamm-
lung dürfen in der Regel nicht länger als
zwey Monate dauern, und die Stände sind
verbunden, in ihren Sitzungen die von dem
Könige an sie gebrachten Gegenstände vor
allen übrigen in Berathung zu nehmen.

§ 23. Dem Könige steht jederzeit das
Recht zu, die Sitzungen der Stände zu ver-
längern, sie zu vertagen, oder die ganze Ver-
sammlung aufzulösen.

In dem letzten Falle muß wenigstens bin-
nen drey Monaten eine neue Wahl der Kam-
mer der Abgeordneten vorgenommen wer-
den.

§ 24. Die Staats-Minister können den Sit-
zungen der beyden Kammern beywohnen,
wenn sie auch nicht Mitglieder derselben
sind.

§ 25. Jedes Mitglied der Stände-Ver-
sammlung hat folgenden Eid zu leisten:

„Ich schwöre Treue dem Könige, Gehor-
sam dem Gesetze, Beobachtung und Auf-
rechthaltung der Staats-Verfassung und in
der Stände-Versammlung nur des ganzen
Landes allgemeines Wohl und Beste ohne
Rücksicht auf besondere Stände oder Klas-
sen nach meiner innern Ueberzeugung zu
berathen; – So wahr mir Gott helfe und sein
heiliges Evangelium.“

§ 26. Kein Mitglied der Stände-Ver-
sammlung kann während der Dauer der Sit-
zungen ohne Einwilligung der betreffenden
Kammer zu Verhaft gebracht werden, den
Fall der Ergreifung auf frischer That bey
begangenem Verbrechen ausgenommen.

§ 27. Kein Mitglied der Stände-Ver-
sammlung kann für die Stimme, welche es
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in seiner Kammer geführt hat, anders als
in Folge der Geschäfts-Ordnung durch die
Versammlung selbst zur Rede gestellt wer-
den.

§ 28. Ein Gegenstand, über welchen
die beyden Kammern sich nicht vereinigen,
kann in derselben Sitzung nicht wieder zur
Berathung gebracht werden.

§ 29. Die Königliche Entschließung auf
die Anträge der Reichsstände erfolgt nicht
einzeln, sondern auf alle verhandelten Ge-
genstände zugleich bey dem Schluße der
Versammlung.

§ 30. Der König allein sanctionirt die
Gesetze und erläßt dieselben mit seiner Un-
terschrift und Anführung der Vernehmung
des Staats-Raths und des erfolgten Beyraths
und der Zustimmung der Lieben und Ge-
treuen, der Stände des Reichs.

§ 31. Wenn die Versammlung der Reichs-
stände vertagt, förmlich geschlossen oder
aufgelößt worden ist, können die Kammern
nicht mehr gültig berathschlagen, und jede
fernere Verhandlug ist ungesetzlich.

TITEL VIII
Von der Rechtspflege35

§ 1. Die Gerichtsbarkeit geht vom Köni-
ge aus. – Sie wird unter Seiner Oberaufsicht
durch eine geeignete Zahl von Aemtern und
Obergerichten in einer gesetzlich bestimm-
ten Instanzen-Ordnung verwaltet.

§ 2. Alle Gerichtsstellen sind verbunden,
ihren Urtheilen Entscheidungsgründe bey-
zufügen.

§ 3. Die Gerichte sind innerhalb der
Grenzen ihrer amtlichen Befugniß unabhän-
gig, und die Richter können nur durch einen
Rechtsspruch von ihren Stellen mit Verlust
des damit verbundenen Gehaltes entlassen –
oder derselben entsetzt werden.

§ 4. Der König kann in strafrechtlichen
Sachen Gnade ertheilen, die Strafe mildern
oder erlassen; – aber in keinem Falle irgend
eine anhängige Streitsache, oder angefange-
ne Untersuchung hemmen.

§ 5. Der Königliche Fiscus wird in al-
len streitigen Privatrechts-Verhältnissen bey
den Königlichen Gerichtshöfen Recht neh-
men.

§ 6. Die Vermögens-Confiscation hat in
keinem Falle, den der Desertion ausgenom-
men, statt.

§ 7. Es soll für das ganze Königreich ein
und dasselbe bürgerliche und Straf-Gesetz-
buch bestehen.36

TITEL IX
Von der Militaire-Verfassung

§ 1. Jeder Baier ist verpflichtet, zur Ver-
theidigung seines Vaterlandes, nach den
hierüber bestehenden Gesetzen mitzuwir-
ken.

Von der Pflicht, die Waffen zu tragen, ist
der geistliche Stand ausgenommen.

§ 2. Der Staat hat zu seiner Vertheidi-
gung eine stehende Armee, welche durch
die allgemeine Militaire-Conscription er-
gänzt, und auch im Frieden gehörig unter-
halten wird.

§ 3. Neben dieser Armee bestehen noch
Reserve-Bataillons und die Landwehr.

§ 4. Die Reserve-Bataillons sind zur Ver-
stärkung des stehenden Heeres bestimmt,
und theilen im Falle des Aufgebots alle Ver-
pflichtungen, Ehren und Vorzüge mit dem-
selben.

Im Frieden bleibt sämmtliche in den Re-
serve-Bataillons eingereihte Mannschaft,
die zu den Waffenübungen erforderliche
Zeit ausgenommen, in ihrer Heimath, frey
von allem militairischen Zwange, bloß der
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bürgerlichen Gerichtsbarkeit und den bür-
gerlichen Gesetzen unterworfen, ohne an
der Veränderung des Wohnsitzes, der Ansä-
ßigmachung oder Verehelichung gehindert
zu sein.

§ 5. Die Landwehr kann in Kriegszei-
ten zur Unterstützung der schon durch die
Reserve-Bataillons verstärkten Armee auf
besondern Königlichen Aufruf, jedoch nur
innerhalb der Grenzen des Reichs, in mili-
tairische Thätigkeit treten.

Zur zweckmäßigen Benützung dieser
Masse wird dieselbe in zwey Abtheilungen
ausgeschieden, deren zweyte die zur Mo-
bilisirung weniger geeigneten Individuen
begreift, und in keinem Falle außer ihrem
Bezirke verwendet werden soll.

In Friedenszeiten wirkt die Landwehr zur
Erhaltung der innern Sicherheit mit, in so
ferne es erforderlich ist, und die dazu be-
stimmten Truppen nicht hinreichen.

§ 6. Die Armee handelt gegen den äu-
ßern Feind und im Innern nur dann, wenn
die Militaire-Macht von der competenten
Civil-Behörde förmlich dazu aufgefordert
wird.

§ 7. Die Militaire-Personen stehen in
Dienstsachen, dann wegen Verbrechen oder
Vergehen unter der Militaire-Gerichtsbar-
keit, in Real- und gemischten Rechtssachen
aber unter den bürgerlichen Gerichten.

TITEL X
Von der Gewähr der Verfassung

§ 1. Bey dem Regierungs-Antritte
schwört der König in einer feyerlichen Ver-
sammlung der Staats-Minister, der Mitglie-
der des Staats-Raths, und einer Deputation
der Stände, wenn sie zu der Zeit versam-
melt sind, folgenden Eid:

„Ich schwöre nach der Verfassung und
den Gesetzen des Reichs zu regieren, so

wahr mir Gott helfe, und sein heiliges Evan-
gelium.“

Ueber diesen Act wird eine Urkunde ver-
faßt, in das Reichs-Archiv hinterlegt, und
beglaubigte Abschrift davon der Stände-
Versammlung mitgetheilt.

§ 2. Der Reichs-Verweser leistet in Be-
ziehung auf die Erhaltung der Verfassung
den Titel II § 16. vorgeschriebenen Eid.

Sämmtliche Prinzen des Königlichen
Hauses leisten nach erlangter Volljährigkeit
ebenfalls einen Eid auf die genaue Beobach-
tung der Verfassung.

§ 3. Alle Staatsbürger sind bey der Ansä-
ßigmachung und bey der allgemeinen Lan-
des-Huldigung, so wie alle Staatsdiener bey
ihrer Anstellung verbunden, folgenden Eid
abzulegen:

„Ich schwöre Treue dem Könige, Ge-
horsam dem Gesetze und Beobachtung der
Staats-Verfassung; so wahr mit Gott helfe,
und sein heiliges Evangelium!“

§ 4. Die Königlichen Staats-Minister und
sämmtliche Staatsdiener sind für die genaue
Befolgung der Verfassung verantwortlich.

§ 5. Die Stände haben das Recht, Be-
schwerden über die durch die Königlichen
Staats-Ministerien oder andere Staatsbehör-
den geschehene Verletzung der Verfassung
in einem gemeinsamen Antrag an den Kö-
nig zu bringen, welcher denselben auf der
Stelle abhelfen, oder, wenn ein Zweifel da-
bey obwalten sollte, sie näher nach der Na-
tur des Gegenstandes durch den Staatsrath
oder die oberste Justiz Stelle untersuchen,
und darüber entscheiden lassen wird.

§ 6. Finden die Stände sich durch ihre
Pflichten aufgefordert, gegen einen höhern
Staats-Beamten wegen vorsetzlicher Verlet-
zung der Staats-Verfassung eine förmliche
Anklage zu stellen, so sind die Anklags-
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Puncte bestimmt zu bezeichnen, und in je-
der Kammer durch einen besondern Aus-
schuß zu prüfen.

Vereinigen sich beyde Kammern hierauf
in ihren Beschlüßen über die Anklage; so
bringen sie dieselbe mit ihren Belegen in
vorgeschriebener Form an den König.

Dieser wird sie sodann der obersten Jus-
tiz Stelle – in welcher im Falle der nothwen-
digen oder freywilligen Berufung auch die
zweyte Instanz durch Anordnung eines an-
dern Senats gebildet wird, – zur Entschei-
dung übergeben, und die Stände von dem
gefällten Urtheile in Kenntniß setzen.37

§ 7. Abänderungen in den Bestimmun-
gen der Verfassungs-Urkunde, oder Zusätze
zu derselben können ohne Zustimmung der
Stände nicht geschehen.

Die Vorschläge hiezu gehen allein vom
Könige aus, und nur wenn Derselbe sie an
die Stände gebracht hat, dürfen diese dar-
über berathschlagen.38

Zu einem gültigen Beschlusse in dieser
höchst wichtigen Angelegenheit wird we-
nigstens die Gegenwart von drey Vierthei-
len der bey der Versammlung anwesenden
Mitglieder in jeder Kammer, und eine Mehr-
heit von zwey Drittheilen der Stimmen er-
fordert.

Indem Wir dieses Staats-Grundgesetz zur
allgemeinen Befolgung und genauen Beo-
bachtung in seinem ganzen Inhalte, ein-
schlüßig der dasselbe ergänzenden und in
der Haupt-Urkunde als Beylagen bezeichne-
ten Edicte, hierdurch kundmachen, so ver-
ordnen Wir zugleich, daß die darin ange-
ordnete Versammlung der Stände zur Aus-
übung der zu ihrem Wirkungskreise gehö-
rigen Rechte am l. Januar 1819 einberufen,
und inzwischen die hiezu erforderliche Ein-
leitung veranstaltet werde.

Gegeben in Unserer Haupt- und Resi-
denzstadt München, am sechs und zwan-
zigsten Tage des Monats May im Eintau-

send acht hundert und achtzehnten Jahre,
Unseres Reiches im dreyzehnten.

Maximilian Joseph.

L.S

Graf v. Reigersberg. Fürst v. Wrede. Graf
v. Triva. Graf v. Rechberg. Graf v. Thür-
heim. Freyherr v. Lerchenfeld. Graf v. Tör-
ring.

Nach dem Befehle Seiner Majestät des
Königs:

Egid von Kobell, Königl. Staatsrath und
General-Secretaire.

Edict über das Indigenat39

Erste Beylage zu der Verfassungs-
Urkunde des Königreichs Baiern Tit.

IV. §. 1.

§ 1. Zum vollen Genusse aller bürgerli-
chen öffentlichen und Privatrechte in Bai-
ern wird das Indigenat erfordert, welches
entweder durch die Geburt, oder durch die
Naturalisation erworben wird.

§ 2. Vermöge der Geburt steht Jedem das
Baierische Indigenat zu, dessen Vater oder
Mutter zur Zeit seiner Geburt die Rechte
dieses Indigenats besessen haben.

§ 3. Durch Naturalisation wird das Indi-
genat erlangt:

a) wenn eine Ausländerin einen Baier
heirathet;

b) wenn Fremde in das Königreich ein-
wandern, sich darin ansäßig machen, und
die Entlassung aus dem fremden persönli-
chen Unterthans-Verbande beygebracht ha-
ben;

c) durch ein besonderes nach erfolgter
Vernehmung des Staatsrathes ausgefertigtes
Königl. Decret.
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§ 4. Durch den bloßen Besitz oder ei-
ne zeitliche Benützung liegender Gründe,
durch Anlegung eines Handels, einer Fa-
brik, oder durch die Theilnahme an einem
von beyden, ohne förmliche Niederlassung
und Ansässigmachung, werden die Indige-
nats-Rechte nicht erworben.

§ 5. Auf gleiche Weise können die Frem-
den, welche in Baiern sich aufhalten, um
ihre wissenschaftliche, Kunst oder indus-
trielle Bildung zu erlangen, oder sich in
Geschäften zu üben, oder welche sich in
Privat-Diensten befinden, ohne sich förm-
lich ansässig gemacht, oder eine Anstellung
erlangt zu haben; oder solche Individuen,
welche mit ihrem Domicil den an andere
Souverains übergegangenen Landestheilen
angehören, vorbehaltlich der vertragsgemä-
ßen Rückwanderung, auf die Rechte eines
Einheimischen keine Ansprüche machen.40

§ 6. Das erworbene Indigenat geht verlo-
ren:

1) durch Erwerbung oder Beybehaltung
eines fremden Indigenats ohne besondere
Königl. Bewilligung:

2) durch Auswanderung;
3) durch Verheirathung einer Baierin mit

einem Ausländer.

§ 7. Das Indigenat ist die wesentliche Be-
dingung, ohne welche man zu Kron-Ober-
hof-Aemtern, zu Civil-Staatsdiensten, zu
obersten Militaire Stellen, und zu Kirchen-
Aemtern oder Pfründen nicht gelangen, und
ohne welche man das Baierische Staats-Bür-
gerrecht nicht ausüben kann.

§ 8. Nebst dem Indigenat wird zu letzte-
rem erfordert:

a) die gesetzliche Volljährigkeit;
b) die Ansässigkeit im Königreiche ent-

weder durch den Besitz besteuerter Gründe,
Renten oder Rechte, oder durch Ausübung
besteuerter Gewerbe, oder durch den Ein-
tritt in ein öffentliches Amt;

c) bey den Neueinwandernden ein Zeit-
verlauf von sechs Jahren, vorbehaltlich der
zur Ausübung gewisser vorzüglicher staats-
bürgerlicher Rechte in constitutionellen Ge-
setzen enthaltenen besondern Bestimmun-
gen.

§ 9. Nur derjenige Baier, welcher den
oben bemerkten Bedingungen Genüge ge-
leistet hat, erhält den politischen Stand ei-
nes Staatsbürgers im Königreiche, und die
verfassungsmäßige Theilnahme an der Stän-
de-Versammlung.

§ 10. Das Staatsbürgerrecht geht verlo-
ren:

1) Mit dem Indigenate;
2) durch die ohne Königl. ausdrückliche

Erlaubniß geschehene Annahme von Diens-
ten, oder Gehalten oder Pensionen, oder Eh-
renzeichen einer auswärtigen Macht, vorbe-
haltlich der verwirkten besondern Strafen;

3) durch den bürgerlichen Tod.

§ 11. diejenigen Baierischen Untertha-
nen, welche mit ausdrücklicher Königlicher
Erlaubniß in fremde Dienste getreten sind,
bleiben verpflichtet:

a) in ihr Vaterland zurückzukehren, so-
bald sie entweder durch einen an sie gerich-
teten directen Befehl, oder durch eine Ge-
neral-Verordnung zurückberufen werden;

b) der fremden Macht, in deren Dienst
sie übergehen wollen, den Dienstes-Eid nur
unter dem Vorbehalte zu leisten, nie gegen
ihr Vaterland zu dienen;

c) auch ohne besondere Zurückberufung
den fremden Dienst zu verlassen, sobald
diese Macht in Kriegsstand gegen Baiern
tritt.

§ 12. Baierische Unterthanen können Be-
sitzungen in einem andern Staate haben und
erwerben, auch an Handels-Etablissements
und Fabriken Theil nehmen, wenn keine
bleibende persönliche Ansäßigkeit in dem
fremden Staate damit verbunden ist, und es
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unbeschadet ihrer Unterthanspflichten ge-
gen das Königreich geschehen kann.

§ 13. Auswärtige Unterthanen können in
dem Königreiche Baiern Grundeigenthum
gleich den Königlichen Unterthanen besit-
zen. Sie unterliegen hierbey den Pflichten
der Forensen.

§ 14. Den Standesherren, welche sich ih-
ren Aufenthalt in den zum deutschen Bunde
gehörenden, oder mit demselben in Frieden
lebenden Staaten wählen, bleiben alle durch
die Königliche Declaration zugestandenen
Rechte vorbehalten.

§ 15. Sie sind dagegen wie jeder andere
Forensis gehalten.

a) alle nach den Gesetzen des König-
reichs auf ihren Gütern haftenden Staats-
lasten und Verbindlichkeiten genau zu er-
füllen;

b) in Hinsicht auf diese Verbindlichkeit
eine Stellvertretung, und in Ansehung der
Lehengüter einen Lehenträger aus Baieri-
schen Unterthanen anzuordnen;

c) sie können sowohl von dem Fiscus als
von den Königlichen Unterthanen nicht nur
in Real- sondern auch in Personal-Klagsa-
chen, in so weit die in Baiern gelegenen Gü-
ter einen zureichenden Executions-Gegen-
stand darbieten, oder dafür angenommen
werden wollen, vor den geeigneten Königli-
chen Gerichten belangt werden.

In den übrigen Verhältnissen sind die Fo-
rensen als Fremde zu behandeln.

§ 16. Den Fremden wird in dem Kö-
nigreiche die Ausübung derjenigen bürger-
lichen Privatrechte zugestanden, die der
Staat, zu welchem ein solcher Fremder ge-
hört, den Königlichen Unterthanen zugeste-
het.

§ 17. Werden in einem auswärtigen Staa-
te durch Gesetze oder besondere Verfügun-
gen entweder Fremde im Allgemeinen oder
Baierische Unterthanen insbesondere von

den Vortheilen gewisser Privatrechte aus-
geschlossen, welche nach den allda gelten-
den Gesetzen den Einheimischen zu stehen,
so ist gegen die Unterthanen eines solchen
Staats derselbe Grundsatz anzuwenden.

§ 18. Zur Ausübung eines solchen Re-
torsions-Rechts muß allezeit die besondere
Königliche Genehmigung erholt werden.

§ 19. Fremde, welche mit Königlicher
Erlaubniß in dem Königreiche sich aufhal-
ten, genießen alle bürgerlichen Privatrechte,
so lange sie allda zu wohnen fortfahren, und
jene Erlaubniß nicht zurückgenommen ist.

München, den 26. May 1818.

(L. S).

Zur Beglaubigung:

Egid von Kobell, Königl. Staatsrath und
General-Secretaire.

Edict über die äußern Rechts-
Verhältnisse der Einwohner des

Königreichs Baiern, in
Beziehung auf Religion und
kirchliche Gesellschaften41

Zweyte Beylage zur Verfassungs-
Urkunde des Reichs. Tit. IV. §. 9.

I. ABSCHNITT
Allgemeine Bestimmungen über

Religions-Verhältniße

Erstes Capitel
Religions- und Gewissens-Freyheit

§ 1. Jedem Einwohner des Reiches ist
durch den 9. §. des IV. Titels der Verfas-
sungs-Urkunde eine vollkommene Gewis-
sens-Freyheit gesichert.
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§ 2. Er darf demnach in Gegenständen
des Glaubens und Gewissens keinem Zwan-
ge unterworfen, auch darf Niemanden, zu
welcher Religion er sich bekennen mag, die
einfache Haus-Andacht untersagt werden.

§ 3. Sobald aber mehrere Familien zur
Ausübung ihrer Religion sich verbinden
wollen, so wird jederzeit hiezu die Königli-
che ausdrückliche Genehmigung nach den
im II. Abschnitte folgenden nähern Bestim-
mungen erfordert.

§ 4. Alle heimlichen Zusammenkünfte
unter dem Vorwande des häuslichen Gottes-
dienstes sind verboten.

Zweytes Capitel
Wahl des Glaubens-Bekenntnißes

§ 5. Die Wahl des Glaubens-Bekenntni-
ßes ist jedem Staats-Einwohner nach seiner
eigenen freyen Ueberzeugung überlassen.

§ 6. Derselbe muß jedoch das hiezu er-
forderliche Unterscheidungs-Alter, welches
für beyde Geschlechter auf die gesetzliche
Volljährigkeit bestimmt wird, erreicht ha-
ben.

§ 7. Da diese Wahl eine eigene freye
Ueberzeugung voraussetzt, so kann sie nur
solchen Individuen zustehen, welche in kei-
nem Geistes- oder Gemüths-Zustande sich
befinden, der sie derselben unfähig macht.

§ 8. Keine Parthey darf die Mitglieder
der andern durch Zwang oder List zum Ue-
bergang verleiten.

§ 9. Wenn von denjenigen, welche die
Religions-Erziehung zu leiten haben, eine
solche Wahl aus einem der obigen Gründe
angefochten wird, so hat die betreffende Re-
gierungs-Behörde den Fall zu untersuchen,
und an das Königliche Staats-Ministerium
des Innern zu berichten.

§ 10. Der Uebergang von einer Kirche zu
einer andern muß allezeit bey dem einschlä-
gigen Pfarrer oder geistlichen Vorstande so-
wohl der neu gewählten, als der verlassenen
Kirche persönlich erklärt werden.

§ 11. Durch die Religions-Aenderung
gehen alle kirchlichen Gesellschaftsrechte
der verlassenen Kirche verloren; dieselbe
hat aber keinen Einfluß auf die allgemei-
nen staatsbürgerlichen Rechte, Ehren und
Würden; ausgenommen, es geschehe der
Uebertritt zu einer Religions-Parthey, wel-
cher nur eine beschränkte Theilnahme an
dem Staatsbürger-Rechte gestattet ist.

Drittes Capitel
Religions-Verhältniße der Kinder aus

gemischten Ehen

§ 12. Wenn in einem gültigen Ehever-
trage zwischen Eltern, die verschiedenen
Glaubens-Bekenntnißen zugethan sind, be-
stimmt worden ist, in welcher Religion die
Kinder erzogen werden sollen, so hat es
hiebey sein Bewenden.

§ 13. Die Gültigkeit solcher Eheverträ-
ge ist sowohl in Rücksicht ihrer Form, als
der Zeit der Errichtung lediglich nach den
bürgerlichen Gesetzen zu beurtheilen.

§ 14. Sind keine Ehepacten oder sons-
tige Verträge hierüber errichtet, oder ist in
jenen über die religiöse Erziehung der Kin-
der nichts verordnet worden, so folgen die
Söhne der Religion des Vaters; die Töchter
werden in dem Glaubens-Bekenntniße der
Mutter erzogen.

§ 15. Uebrigens benimmt die Verschie-
denheit des kirchlichen Glaubens-Bekennt-
nißes keinem der Eltern die ihm sonst we-
gen der Erziehung zustehenden Rechte.

§ 16. Der Tod der Eltern ändert nichts in
den Bestimmungen der §§. 12. und 14. über
die religiöse Erziehung der Kinder.
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§ 17. Die Ehescheidungen, oder alle
sonstigen rechtsgültigen Auflösungen der
Ehe können auf die Religion der Kinder
keinen Einfluß haben.

§ 18. Wenn ein das Religions-Verhältniß
der Kinder bestimmender Ehevertrag vor-
handen ist, so bewirkt der Uebergang der
Eltern zu einem andern Glaubensbekennt-
niß darin in so lange keine Veränderung,
als die Ehe noch gemischt bleibt; geht aber
ein Ehegatte zur Religion des andern über,
und die Ehe hört dadurch auf, gemischt zu
seyn, so folgen die Kinder der nun gleichen
Religion ihrer Eltern, ausgenommen sie wa-
ren – dem bestehenden Ehevertrag gemäß
– durch die Confirmation oder Communion
bereits in die Kirche einer andern Confessi-
on aufgenommen, in welchem Falle sie bis
zum erlangten Unterscheidungs-Jahre darin
zu belassen sind.

§ 19. Pflegkinder werden nach jenem
Glaubens-Bekenntniße erzogen, welchem
sie in ihrem vorigen Stande zu folgen hat-
ten.

§ 20. Durch Heirath legitimirte natür-
liche Kinder werden in Beziehung auf
den Religions-Unterricht ehelichen Kindern
gleich geachtet.

§ 21. Die übrigen natürlichen Kinder,
wenn sie von einem Vater anerkannt sind,
werden in Ansehung der Religions-Erzie-
hung gleichfalls wie die ehelichen behan-
delt, sind sie aber von dem Vater nicht an-
erkannt, so werden sie nach dem Glaubens-
Bekenntniße der Mutter erzogen.

§ 22. Findlinge und natürliche Kinder,
deren Mutter unbekannt ist, folgen der Re-
ligion desjenigen, welcher das Kind aufge-
nommen hat, soferne er einer der öffent-
lich eingeführten Kirchen angehört, oder
der Religions-Parthey des Findlings-Insti-
tuts, worin sie erzogen werden. Außer die-
sen Fällen richtet sich ihre Religion nach

jener der Mehrheit der Einwohner des Fin-
dungs-Orts.

§ 23. Die geistlichen Obern, die nächs-
ten Verwandten, die Vormünder und Pathen
haben das Recht, darüber zu wachen, das
vorstehende Anordnungen befolgt werden.
Sie können zu diesem Behufe die Einsicht
der betreffenden Bestimmungen der Ehe-
verträge und der übrigen auf die Religions-
Erziehung sich beziehenden Urkunden for-
dern.

II. ABSCHNITT
Von Religions- und Kirchen-

Gesellschaften

Erstes Capitel
Ihre Aufnahme und Bestätigung

§ 24. Die in dem Königreiche beste-
henden drey christlichen Glaubens-Confes-
sionen sind als öffentliche Kirchen-Gesell-
schaften mit gleichen bürgerlichen und poli-
tischen Rechten, nach den unten folgenden
nähern Bestimmungen anerkannt.

§ 25. Den nicht christlichen Glaubens-
Genossen ist zwar nach §§. 1. und 2. ei-
ne vollkommene Religions- und Gewis-
sens-Freyheit gestattet; als Religions-Ge-
sellschaften und in Beziehung auf Staats-
bürger-Recht aber sind sie nach den über
ihre bürgerlichen Verhältnisse bestehenden
besondern Gesetzen und Verordnungen zu
behandeln.

§ 26. Religions- oder Kirchen-Gesell-
schaften, die nicht zu den bereits gesetzlich
aufgenommenen gehören, dürfen ohne aus-
drückliche Königliche Genehmigung nicht
eingeführt werden.

§ 27. Sie müssen vor der Aufnahme ih-
re Glaubens-Formeln und innere kirchliche
Verfassung zur Einsicht und Prüfung dem
Staats-Ministerium des Innern vorlegen.
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Zweytes Capitel
Rechte und Befugniße der

aufgenommenen und bestätigten
Religions- und Kirchen-Gesellschaften

§ 28. Die mit ausdrücklicher Königli-
cher Genehmigung aufgenommenen Kir-
chen-Gesellschaften genießen der Rechte
öffentlicher Corporationen.

§ 29. Die zur Ausübung ihres Gottes-
dienstes gewidmeten Gebäude sollen, wie
andere öffentliche Gebäude, geschützt wer-
den.

§ 30. Die zur Feyer ihres Gottesdienstes
und zum Religions-Unterrichte bestellten
Personen genießen die Rechte und Achtung
öffentlicher Beamten.

§ 31. Ihr Eigenthum steht unter dem be-
sondern Schutze des Staats.

§ 32. Eine Religions-Gesellschaft, wel-
che die Rechte öffentlich aufgenommener
Kirchen-Gesellschaften bey ihrer Genehmi-
gung nicht erhalten hat, wird nicht als eine
öffentliche Corporation, sondern als eine
Privat-Gesellschaft geachtet.

§ 33. Es ist derselben die freye Aus-
übung ihres Privat-Gottesdienstes gestattet.

§ 34. Zu dieser gehört die Anstellung
gottesdienstlicher Zusammenkünfte in ge-
wissen dazu bestimmten Gebäuden, und die
Ausübung der ihren Religions-Grundsätzen
gemäßen Gebräuche sowohl in diesen Zu-
sammenkünften, als in den Privat-Wohnun-
gen der Mitglieder.

§ 35. Den Privat-Kirchen-Gesellschaf-
ten ist aber nicht gestattet, sich der Glocken
oder sonstiger Auszeichnungen zu bedie-
nen, welche Gesetze oder Gewohnheit den
öffentlichen Kirchen angeeignet haben.

§ 36. Die von ihnen zur Feyer ihrer Reli-
gions-Handlungen bestellten Personen ge-
nießen als solche keiner besondern Vorzü-
ge.

§ 37. Die ihnen zustehenden weitern
Rechte müssen nach dem Inhalte ihrer Auf-
nahms-Urkunde bemessen werden.

§ 38. Jeder genehmigten Privat- oder öf-
fentlichen Kirchen-Gesellschaft, kömmt un-
ter der obersten Staats-Aufsicht nach den
im III. Abschnitte enthaltenen Bestimmun-
gen die Befugniß zu, nach der Formel und
der von der Staatsgewalt anerkannten Ver-
fassung ihrer Kirche, alle innern Kirchen-
Angelegenheiten anzuordnen.

Dahin gehören die Gegenstände:
a) der Glaubenslehre,
b) der Form und Feyer des Gottesdiens-

tes,
c) der geistlichen Amtsführung,
d) des religiösen Volks-Unterrichts,
e) der Kirchen-Disciplin
f) der Approbation und Ordination der

Kirchendiener,
g) der Einweihung der zum Gottesdiens-

te gewidmeten Gebäude und der Kirchhöfe
h) der Ausübung der Gerichtsbarkeit in

rein geistlichen Sachen; nämlich des Ge-
wissens oder der Erfüllung der Religions-
und Kirchen-Pflichten einer Kirche, nach
ihren Dogmen, symbolischen Büchern und
darauf gegründeten Verfassung.

§ 39. Die kirchlichen Obern, Vorstehern
oder ihren Repräsentanten kömmt demnach
das allgemeine Recht der Aufsicht mit den
daraus hervorgehenden Wirkungen zu, da-
mit die Kirchen-Gesetze befolgt, der Cultus
diesen gemäß aufrecht erhalten, der reine
Geist der Religion und Sittlichkeit bewah-
ret, und dessen Ausbreitung befördert wer-
de. Der Antheil, welcher jedem Einzelnen
an dieser Aufsicht zukömmt, wird durch
seine Amtsvollmacht bestimmt.
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§ 40. Die Kirchengewalt übt das rein
geistliche Corrections-Recht nach geeigne-
ten Stufen aus.

§ 41. Jedes Mitglied einer Kirchengesell-
schaft ist schuldig, der darin eingeführten
Kirchenzucht sich zu unterwerfen.

§ 42. Keine Kirchengewalt ist aber be-
fugt, Glaubensgesetze gegen ihre Mitglie-
der mit äußerem Zwange geltend zu ma-
chen.

§ 43. Wenn einzelne Mitglieder durch öf-
fentliche Handlungen eine Verachtung des
Gottesdienstes und der Religionsbräuche
zu erkennen geben, oder andere in ihrer
Andacht stören, so ist die Kirchengesell-
schaft befugt, dergleichen unwürdigen Mit-
gliedern den Zutritt in ihre Versammlungen
zu versagen.

§ 44. Die in dem Königreiche als öffent-
liche Corporationen aufgenommenen Kir-
chen sind berechtiget, Eigenthum zu besit-
zen, und nach den hierüber bestehenden Ge-
setzen auch künftig zu erwerben.

§ 45. Die Eigenthumsfähigkeit der nicht
öffentlichen Kirchengesellschaft wird nach
ihrer Aufnahms-Urkunde, oder wenn in die-
ser darüber nichts festgesetzt ist, nach den
Rechten der Privatgesellschaften bestimmt.

§ 46. Allen Religionstheilen ohne Aus-
nahme ist dasjenige, was sie an Eigenthum
gesetzmäßig besitzen, es sey für den Cultus
oder für den Unterricht bestimmt, es beste-
he in liegenden Gütern, Rechten, Capitalien,
baarem Gelde, Prätiosen, oder sonstigen be-
weglichen Sachen durch den §. 9. im IV.

Titel der Verfassungs-Urkunde des Reichs
garantirt.

§ 47. Das Kirchenvermögen darf unter
keinem Vorwande zum Staatsvermögen ein-
gezogen und in der Substanz zum Besten
eines andern als des bestimmten Stiftungs-
zweckes ohne Zustimmung der Betheilig-
ten, und soferne es allgemeine Stiftungen
betrifft, ohne Zustimmung der Stände nicht
veräußert oder verwendet werden.

§ 48. Wenn bey demselben in einzelnen
Gemeinden, nach hinlänglicher Deckung
der Local-Kirchen-Bedürfniße, Ueberschü-
ße sich ergeben, so sollen diese zum Besten
des nämlichen Religions-Theiles nach fol-
genden Bestimmungen verwendet werden:

a) zur Erhaltung oder Wiederherstellung
der Kirchen, und geistlichen Gebäude in
andern Gemeinden, die dafür kein hinrei-
chendes eigenes Vermögen besitzen;

b) zur Ergänzung des Unterhalts einzel-
ner Kirchen-Diener, oder

c) zur Fundation neuer nothwendiger
Pfarr-Stellen;

d) zur Unterstützung geistlicher Bil-
dungs-Anstalten;

e) zu Unterhalts-Beyträgen der durch Al-
ter oder Krankheit zum Kirchen-Dienst un-
fähig gewordenen geistlichen Personen.

§ 49. In so fern für diese Zwecke vom
Kirchen-Vermögen nach einer vollständi-
gen Erwägung etwas entbehrt werden kann,
wird dieser Ueberschuß im Einverständniße
mit der betreffenden geistlichen Oberbehör-
de vorzüglich zur Ergänzung von Schul-An-
stalten, dann der Armen-Stiftungen (wohin
auch jene der Krankenpflege zu rechnen
sind) verwendet werden.
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III. ABSCHNITT
Verhältniße der im Staate
aufgenommenen Kirchen-

Gesellschaften zur Staats-Gewalt

Erstes Capitel
In Religions- und Kirchen-Sachen

§ 50. Seine Majestät der König haben
in mehreren Verordnungen Ihren ernstli-
chen Willen ausgesprochen, daß die geistli-
che Gewalt in ihrem eigentlichen Wirkungs-
Kreise nie gehemmt werden, und die Kö-
nigl. weltliche Regierung in rein geistliche
Gegenstände des Gewissens und der Religi-
ons-Lehre sich nicht einmischen sollte, als
in so weit das Königliche oberste Schutz-
oder Aufsichts-Recht dabey eintritt. Die Kö-
niglichen Landes-Stellen werden wieder-
holt zur genauen Befolgung derselben an-
gewiesen.

§ 51. So lange demnach die Kirchen-Ge-
walt die Grenzen ihres eigentlichen Wir-
kungs-Kreises nicht überschreitet, kann die-
selbe gegen jede Verletzung ihrer Rech-
te und Gesetze den Schutz der Staats-Ge-
walt anrufen, der ihr von den Königlichen
einschlägigen Landes-Stellen nicht versagt
werden darf.

§ 52. Es steht aber auch den Genoßen
einer Kirchen-Gesellschaft, welche durch
Handlungen der geistlichen Gewalt gegen
die festgesetzte Ordnung beschwert werden,
die Befugniß zu, dagegen den Königlichen
Landesfürstlichen Schutz anzurufen.

§ 53. Ein solcher Recurs gegen einen
Mißbrauch der geistlichen Gewalt kann ent-
weder bey der einschlägigen Regierungs-
Behörde, welche darüber alsbald Bericht
an das Königliche Staats-Ministerium des
Innern zu erstatten hat, oder bey Seiner Ma-
jestät dem Könige unmittelbar angebracht
werden.

§ 54. Die angebrachten Beschwerden
wird das Königliche-Staats-Ministerium
des Innern untersuchen lassen, und, eilige
Fälle ausgenommen, nur nach Vernehmung
der betreffenden geistlichen Behörde, das
Geeignete darauf verfügen.

§ 55. Der Regent kann bey feyerlichen
Anlässen in den verschiedenen Kirchen Sei-
nes Staates durch die geistlichen Behörden
öffentliche Gebete und Dankfeste anord-
nen.

§ 56. Auch ist Derselbe befugt, wenn Er
wahrnimmt, daß bey einer Kirchen-Gesell-
schaft Spaltungen, Unordnungen oder Miß-
bräuche eingerissen sind, zur Wiederher-
stellung der Einigkeit und kirchlichen Ord-
nung unter Seinem Schutze Kirchen-Ver-
sammlungen zu veranlassen, ohne jedoch in
Gegenstände der Religionslehre Sich selbst
einzumischen.

§ 57. Da die hoheitliche Oberaufsicht
über alle innerhalb der Grenzen des Staats
vorfallenden Handlungen, Ereignisse und
Verhältniße sich erstreckt, so ist die Staats-
gewalt berechtigt, von demjenigen, was
in den Versammlungen der Kirchen-Ge-
sellschaften gelehrt und verhandelt wird,
Kenntniß einzuziehen.

§ 58. Hiernach dürfen keine Gesetze,
Verordnungen oder sonstige Anordnungen
der Kirchen-Gewalt nach den hierüber in
den Königlichen Landen schon längst beste-
henden General-Mandaten ohne allerhöchs-
te Einsicht und Genehmigung publicirt und
vollzogen werden. Die geistlichen Obrigkei-
ten sind gehalten, nachdem sie die Königli-
che Genehmigung zur Publication (Placet)
erhalten haben, im Eingange der Ausschrei-
bungen ihrer Verordnungen von derselben
jederzeit ausdrücklich Erwähnung zu thun.

§ 59. Ausschreiben der geistlichen Be-
hörden, die sich blos auf die ihnen unterge-
ordnete Geistlichkeit beziehen, und aus ge-
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nehmigten allgemeinen Verordnungen her-
vorgehen, bedürfen keiner neuen Genehmi-
gung.

§ 60. Die Ausübung der geistlichen Ge-
richtsbarkeit kömmt zwar nach §. 38. lit. h.
der Kirchen-Gewalt zu; die dafür angeord-
neten Gerichte, so wie ihre Verfassung mü-
ßen aber von ihrer Einführung von dem Kö-
nige bestätiget werden. Auch sollen die ein-
schlägigen Königlichen Landesstellen auf-
merksam seyn, damit die Königlichen Un-
terthanen von den geistlichen Stellen nicht
mit gesetzwidrigen Gebühren beschwert,
oder in ihren Angelegenheiten auf eine für
sie lästige Art aufgehalten werden.

§ 61. Die vorgeschriebenen Genehmi-
gungen können nur von dem Könige selbst,
mittelst des Königlichen Staats-Ministeri-
ums des Innern ertheilt werden, an welches
die zu publicirenden kirchlichen Gesetze
und Verordnungen eingesendet, und sonsti-
ge Anordnungen ausführlich angezeigt wer-
den müssen.

Zweytes Capitel
In ihren bürgerlichen Handlungen und

Beziehungen

§ 62. Die Religions- und Kirchen-Gesell-
schaften müssen sich in Angelegenheiten,
die sie mit andern bürgerlichen Gesellschaf-
ten gemein haben, nach den Gesetzen des
Staats richten.

§ 63. Diesen Gesetzen sind in ihren bür-
gerlichen Beziehungen sowohl die Obern
der Kirche als einzelne Mitglieder dersel-
ben auf gleiche Art unterworfen.

§ 64. Zur Beseitigung aller künftigen An-
stände werden nach solchen Beziehungen
als weltliche Gegenstände erklärt:

a) alle Verträge und letztwillige Disposi-
tionen der Geistlichen;

b) alle Bestimmungen über liegende Gü-
ter etc. fahrende Habe, Nutzung, Renten,

Rechte der Kirchen und kirchlichen Perso-
nen:

c) Verordnungen und Erkenntnisse über
Verbrechen und Strafen der Geistlichen,
welche auf ihre bürgerlichen Rechte einen
Einfluß haben;

d) Ehe-Gesetze, in so ferne sie den bür-
gerlichen Vertrag und dessen Wirkungen
betreffen;

e) Privilegien, Dispensationen, Immuni-
täten, Exemtionen, zum Besten ganzer Kir-
chen-Gesellschaften, einzelner Gemeinden
oder Gesellschafts-Genossen, oder der dem
Religions-Dienste gewidmeten Orte und
Güter, in so ferne sie politische oder bür-
gerliche Verhältnisse berühren;

f) allgemeine Normen über die Verbind-
lichkeit zur Erbauung und Erhaltung der
Kirchen und geistlichen Gebäude;

g) Bestimmungen über die Zulassung zu
Kirchen-Pfründen;

h) Vorschriften über die Einrichtung der
Kirchen-Listen als Quellen der Bevölke-
rungs Verzeichnisse, als Register des Civil-
Standes und über die Legalität der pfarrli-
chen Documente.

§ 65. In allen diesen Gegenständen
kömmt der Staatsgewalt allein die Gesetz-
gebung und Gerichtsbarkeit zu.

§ 66. Hiernach sind alle Geistlichen in
bürgerlichen Personal-Klagsachen, in al-
len aus bürgerlichen Contracten hervorge-
henden Streitsachen, in den Verhandlungen
über ihre Verlassenschaften etc. einzig den
weltlichen Gerichten untergeben.

§ 67. Sie genießen nach Titel V. §. 5.
der Verfassungs-Urkunde in bürgerlichen
und strafrechtlichen Fällen den befreyten
Gerichtsstand.

§ 68. Bey Sterbfällen der Geistlichen
soll darauf Rücksicht genommen werden,
daß die geistlichen Verrichtungen, wenn der
Verstorbene dergleichen versehen hat, nicht
gehemmt werden; alles, was darauf Bezug
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hat, und zum Gottesdienste gehört, als hei-
lige Gefäße etc. soll von der Sperre ausge-
nommen, und mittelst Verzeichnißes ent-
weder dem Nachfolger im Beneficium so-
gleich verabfolgt oder andern sichern Hän-
den einstweilen übergeben werden, wenn
nicht zu ihrer Uebernahme ein Abgeordne-
ter der geistlichen Behörde sich einfindet,
welche zu diesem Ende von dem weltlichen
Richter bey jedem Sterbfalle eines im Be-
neficium stehenden Geistlichen davon in
Kenntniß zu setzen ist.

§ 69. Die Criminal-Gerichtsbarkeit auch
über Geistliche kömmt nur den einschlägi-
gen Königlichen weltlichen Gerichten zu.

§ 70. Diese sollen aber die einschlägi-
ge geistliche Behörde jederzeit von dem
Erfolge der Untersuchung in Kenntniß set-
zen, um auch von ihrer Seite gegen die Per-
son des Verbrechers in Beziehung auf seine
geistlichen Verhältnisse das Geeignete dar-
nach verfügen zu können.

§ 71. Keinem kirchlichen Zwangs-Mittel
wird irgend ein Einfluß auf das gesellschaft-
liche Leben und die bürgerlichen Verhält-
nisse, ohne Einwilligung der Staats-Gewalt
im Staate gestattet.

§ 72. Das Verfahren der weltlichen Ge-
richte in Gegenständen, welche nach den
obigen Bestimmungen zu ihrer Gerichtsbar-
keit gehören, darf durch die Einschreitun-
gen geistlicher Stellen weder unterbrochen
noch aufgehoben werden.

§ 73. Die Kirchen und Geistlichen kön-
nen in Ansehung des ihnen zustehenden
Vermögens weder von Landes-Unterthänig-
keit, weder von Gerichtsbarkeit, noch von
öffentlichen Staats-Lasten, irgend eine Be-
freyung ansprechen.

§ 74. Alle älteren Befreyungen, die hier-
über mögen verliehen worden seyn, werden
als nichtig erklärt.

§ 75. Die Verwaltung des Kirchen-Ver-
mögens stehet nach den hierüber gegebenen
Gesetzen unter dem Königlichen obersten
Schutze und Königlicher oberster Aufsicht.

Drittes Capitel
Bey Gegenständen gemischter Natur

§ 76. Unter Gegenständen gemischter
Natur werden diejenigen verstanden, wel-
che zwar geistlich sind, aber die Religion
nicht wesentlich betreffen, und zugleich ir-
gend eine Beziehung auf den Staat und das
weltliche Wohl der Einwohner desselben
haben.

Dahin gehören:
a) alle Anordnungen über den äußern

Gottesdienst, dessen Ort, Zeit, Zahl etc.
b) Beschränkung oder Aufhebung der

nicht zu den wesentlichen Theilen des
Cultus gehörigen Feyerlichkeiten, Proces-
sionen, Neben-Andachten, Ceremonien,
Kreutzgänge und Bruderschaften;

c) Errichtung geistlicher Gesellschaften
und sonstiger Institute und Bestimmung ih-
rer Gelübde;

d) organische Bestimmungen über geist-
liche Bildungs-, Verpflegung- und Straf-An-
stalten;

e) Eintheilung der Diöcesen, Decanats-
und Pfarr-Sprengel,

f) alle Gegenstände der Gesundheits-Po-
licey, in soweit diese Kirchliche Anstalten
mit berühren.

§ 77. Bey diesen Gegenständen dürfen
von der Kirchen-Gewalt ohne Mitwirkung
der weltlichen Obrigkeit keine einseitigen
Anordnungen geschehen.

§ 78. Der Staats-Gewalt steht die Befug-
niß zu, nicht nur von allen Anordnungen
über diese Gegenstände Einsicht zu neh-
men, sondern auch durch eigne Verordnun-
gen dabey alles dasjenige zu hindern, was
dem öffentlichen Wohle nachtheilig seyn
könnte.
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§ 79. Zu außerordentlichen kirchlichen
Feyerlichkeiten, besonders wenn dieselben
an Werktagen gehalten werden wollen, muß
allezeit die specielle Königliche Bewilli-
gung erhohlt werden.

IV. ABSCHNITT
Von dem Verhältniße verschiedener

Religions-Gesellschaften
gegeneinander

Erstes Capitel
Allgemeine Staats-Pflichten der Kirchen

gegeneinander

§ 80. Die im Staate bestehenden Religi-
ons-Gesellschaften sind sich wechselseitige
gleiche Achtung schuldig; gegen deren Ver-
sagung kann der obrigkeitliche Schutz auf-
gerufen werden, der nicht verweigert wer-
den darf; dagegen ist aber auch keiner eine
Selbsthülfe erlaubt.

§ 81. Jede Kirche kann für ihre Religi-
ons-Handlungen von den Gliedern aller üb-
rigen Religions-Partheyen vollkommene Si-
cherheit gegen Störungen aller Art verlan-
gen.

§ 82. Keine Kirchen-Gesellschaft kann
verbindlich gemacht werden, an dem äu-
ßern Gottes-Dienste der andern Antheil zu
nehmen. Kein Religions-Theil ist demnach
schuldig, die besondern Feyertage des an-
dern zu feyern, sondern es soll ihm frey
stehen, an solchen Tagen sein Gewerbe und
seine Handthierung auszuüben, jedoch oh-
ne Störung des Gottes-Dienstes des andern
Theiles und ohne daß die Achtung dabey
verletzt werde, welche nach §. 80. jede Re-
ligions-Gesellschaft der andern bey Aus-
übung ihrer religiösen Handlungen und Ge-
bräuche schuldig ist.

§ 83. Der weltlichen Staats-Policey
kömmt es zu, in so weit, als die Erhaltung

der öffentlichen Ruhe und Ordnung zwi-
schen verschiedenen Religions-Partheyen
es erfordert, Vorschriften für äußere Hand-
lungen, die nur zufälligen Bezug zum kirch-
lichen Zwecke haben, zu geben.

§ 84. Religions-Verwandte einer öffent-
lich aufgenommenen Kirche, welche keine
eigene Gemeinde bilden, können sich zu
einer entfernten Gemeinde ihres Glaubens
innerhalb der Grenzen des Reichs halten.

§ 85. Auch ist ihnen freygestellt, von
dem Pfarrer oder Prediger einer andern Con-
fession an ihrem Wohnorte jene Dienste und
Amts-Functionen nachzusuchen, welche sie
mit ihren eigenen Religions-Grundsätzen
vereinbarlich glauben, und jene nach ihren
Religions-Grundsätzen leisten können.

§ 86. In dergleichen Fällen sollen dem
Pfarrer oder Geistlichen der fremden Con-
fession für die geleisteten Dienste die fest-
gesetzten Stolgebühren entrichtet werden.

§ 87. Diesen auf solche Art der Orts-Pfar-
ren einverleibten fremden Religions-Ver-
wandten darf jedoch nichts aufgelegt wer-
den, was ihrem Gewissen oder der jedem
Staats-Einwohner garantirten Hausandacht
entgegen ist.

§ 88. Den Mitgliedern der öffentlich auf-
genommenen Kirchen-Gesellschaften steht
die Bildung einer eigenen Gemeinde aller
Orten frey, wenn sie das erforderliche Ver-
mögen zum Unterhalt der Kirchendiener, zu
den Ausgaben für den Gottesdienst, dann
zur Errichtung und Erhaltung der nöthigen
Gebäude besitzen, oder wenn sie die Mit-
tel hiezu auf gesetzlich gestattetem Wege
aufzubringen vermögen.

§ 89. Das Verhältniß der Staats-Einwoh-
ner, welche einer Religion angehören, deren
Mitgliedern nur eine Hausandacht oder nur
ein Privat-Gottesdienst gestattet ist, muß
aus dem Inhalte der Concessions-Urkunde
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beurtheilt werden. Sie dürfen von den Die-
nern der Kirchen-Gewalt des Ortes, wo sie
wohnen, gegen den Sinn und Zweck der
Concession weder beschränkt noch beein-
trächtiget werden. Da sie mit der Ortskir-
che in keiner Verbindung stehen, so können
von derselben keine pfarrlichen Rechte ge-
gen sie ausgeübt werden; dagegen haben sie
aber auch keinen Antheil an den Rechten
und dem Eigenthume der Kirche.

Zweites Capitel
Vom Simultan-Gebrauche der Kirchen

§ 90. Wenn zwey Gemeinden verschie-
dener Religions-Partheyen zu einer Kirche
berechtiget sind, so müssen die Rechte ei-
ner jeden hauptsächlich nach den vorhan-
denen besondern Gesetzen oder Verträgen
beurtheilt werden.

§ 91. Mangelt es an solchen Bestimmun-
gen, so wird vermuthet, daß eine jede dieser
Gemeinden mit der andern gleiche Rechte
habe.

§ 92. Die Entscheidung der über Aus-
übung dieser Rechte entstehenden Streitig-
keiten, wenn die Betheiligten sie durch ge-
meinschaftliches Einverständniß nicht bey-
zulegen vermögen, gehört an das Staats-
Ministerium des Innern, welches die Sa-
che nach Verhältniß der Umstände vor den
Staatsrath bringen wird.

§ 93. Wird aber darüber gestritten, ob
eine oder die andere Gemeinde zu der Kir-
che wirklich berechtiget sey, so gehört die
Entscheidung vor den ordentlichen Richter.

§ 94. Wenn nicht erhellet, daß beyde Ge-
meinden zu der Kirche wirklich berechtiget
sind, so wird angenommen, daß diejenige,
welche zu dem gegenwärtigen Mitgebrau-
che am spätesten gelangt ist, denselben als
eine widerrufliche Gefälligkeit erhalten ha-
be.

§ 95. Selbst ein vieljähriger Mitgebrauch
kann für sich allein die Erwerbung eines
wirklichen Rechtes durch Verjährung künf-
tig nicht begründen.

§ 96. Wenn jedoch außer diesem Mit-
gebrauche auch die Unterhaltung der Kir-
che von beyden Gemeinden bestritten wor-
den, so begründet dieß die Vermuthung, daß
auch der später zum Mitgebrauch gekom-
menen Gemeinde ein wirkliches Recht dar-
auf zustehe.

§ 97. So lange eine Gemeinde den Mit-
gebrauch nur bittweise hat, muß sie bey
jedesmaliger Ausübung einer bisher nicht
gewöhnlichen gottesdienstlichen Handlung
die Erlaubniß der Vorsteher dazu nachsu-
chen.

§ 98. Den im Mitgebrauche einer Kirche
begriffenen Gemeinden steht es jederzeit
frey, durch freywilige Uebereinkunft den-
selben aufzuheben, und das gemeinschaft-
liche Kirchen-Vermögen unter Königlicher
Genehmigung, welche durch das Staats-
Ministerium des Innern eingehohlt werden
muß, abzutheilen, und für jede eine geson-
derte gottesdienstliche Anstalt zu bilden.

§ 99. Auch kann eine solche Abtheilung
von der Staats-Gewalt aus policeylichen
oder administrativen Erwägungen, oder auf
Ansuchen der Betheiligten verfügt werden.

§ 100. Wenn ein Religionstheil keinen
eigenen Kirchhof besitzt, oder nicht bey der
Theilung des gemeinschaftlichen Kirchen-
Vermögens einen solchen für sich anlegt,
so ist der im Orte befindliche als ein ge-
meinschaftlicher Begräbnißplatz für sämmt-
liche Einwohner des Orts zu betrachten, zu
dessen Anlage und Unterhaltung aber auch
sämmtliche Religionsverwandte verhältniß-
mäßig beytragen müssen.

§ 101. Kein Geistlicher kann gezwungen
werden, das Begräbniß eines fremden Reli-
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gionsverwandten nach den Feyerlichkeiten
seiner Kirche zu verrichten.

§ 102. Wird derselbe darum ersucht, und
er findet keinen Anstand, dem Begräbnisse
beyzuwohnen, so müssen ihm auch die da-
für hergebrachten Gebühren entrichtet wer-
den.

§ 103. Der Glocken auf den Kirchhö-
fen kann jede öffentlich aufgenommene Kir-
chen-Gemeinde bey ihren Leichen-Feyer-
lichkeiten gegen Bezahlung der Gebühr
sich bedienen.

Dieses allgemeine Staats-Grundgesetz
bestimmt, in Ansehung der Religions-Ver-
hältnisse der verschiedenen Kirchen-Gesell-
schaften, ihre Rechte und Verbindlichkeiten
gegen den Staat, die unveräußerlichen Ma-
jestätsrechte des Regenten, und die jedem
Unterthan zugesicherte Gewissensfreyheit
und Religions-Ausübung.

In Ansehung der übrigen innern Kirchen-
Angelegenheiten sind die weitern Bestim-
mungen, in Beziehung auf die katholische
Kirche, in dem mit dem päbstlichen Stuhle
abgeschlossenen Concordat vom 5. Junius
1817.42 und in Beziehung auf die protes-
tantische Kirche in dem hierüber unterm
heutigen Tage erlassenen eigenen Edicte43

enthalten.

München den 26. May 1818.

(L. S.)

Zur Beglaubigung:

Egid von Kobell, Königlicher Staatsrath
und General-Secretaire.

Edict über die innern
Kirchlichen Angelegenheiten der

Protestantischen Gesammt-
Gemeinde in dem Königreiche44

Anhang zu den 103ten §. des Edictes
über die äußern Rechts-Verhältnisse

der Einwohner des Königreichs
Baiern in Beziehung auf Religion

und Kirchliche Gesellschaften in der
Beylage II. zu Titel IV. §. 9. der

Verfassungs-Urkunde des
Königreichs

I
Verfassung des Protestantischen

Kirchen-Regiments

§ 1. Das oberste Episcopat und die dar-
aus hervorgehende Leitung der Protestanti-
schen innern Kirchen-Angelegenheiten soll
künftig durch ein selbstständiges Ober-Con-
sistorium ausgeübt werden, welches dem
Staats-Ministerium des Innern unmittelbar
untergeordnet ist.

§ 2. Dasselbe besteht:
aus einem Präsidenten des Protestanti-

schen Glaubens-Bekenntnisses;
aus vier geistlichen Ober-Consistorial-

räthen, unter welchen Einer der reformirten
Religion ist;

aus einem weltlichen Rathe;
aus dem nothwendigen Unter-Personal,

mit Einschluß eines Rechnungsverständi-
gen zur Super-Revision der Pfarr-Faßio-
nen und der Rechnungen über die Pfarr-
Unterstützungs- und Witwen-Cassen.

§ 3. Die Ober-Consistorialräthe haben
den Rang der Centralräthe; die Gehalte
und respective Functions-Zulagen des Ge-
sammt-Personals werden auf die Staats-
Casse übernommen.
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§ 4. Statt der bisherigen General-Deca-
nate sollen drey Consistorien, in Ansbach,
Baireuth und für den Rheinkreis, zu Spey-
er45, errichtet werden.

Diese sollen künftig bestehen:
a) aus einem Vorstande der Protestanti-

schen Confession; diese Function soll dem
Regierungs-Director, oder dem ältesten Re-
gierungsrathe derselben Confession, über-
tragen werden;

b) aus zwey geistlichen und einem welt-
lichen Protestantischen Rathe, dann

c) aus dem nothwendigen Unter-Perso-
nal.

§ 5. Die Consistorial-Räthe haben den
Rang der vormaligen Kreis-Kirchenräthe.
Die Besoldungen und respective Functions-
Zulagen des Consistorial-Personals werden
gleichfalls auf die Staats-Casse übernom-
men.

§ 6. Die bisherige Verfassung der Dis-
tricts-Decanate und Districts-Schul-Inspec-
tionen, so wie der übrigen Mittelorgane
wird beybehalten.

§ 7. Zur Handhabung der Kirchen-Ver-
fassung soll in jedem Decanate eine jährli-
che Visitation, und am Decanats-Sitze jähr-
lich eine Diöcesan-Synode, dann alle vier
Jahre eine allgemeine Synode am Sitze des
Consistoriums, unter Leitung eines Mitglie-
des des Ober-Consistoriums, zur Berathung
über innere Kirchenangelegenheiten, in Ge-
genwart eines Königlichen Commissaire’s,
welcher jedoch an den Berathungen selbst
keine Antheil zu nehmen hat, gehalten wer-
den.46

§ 8. Die theologische Prüfungs-Commis-
sion für die Aufnahms-Prüfung der Protes-
tantischen Pfarramts-Candidaten bleibt in
Ansbach mit dem Consistorium daselbst,
so wie in Speyer mit dem dortigen Consis-
torium für die Candidaten aus dem Rhein-
kreise, verbunden. Derselben sind auch die

Anstellungs-Prüfungen in den jährlich aus-
zuschreibenden Concurs-Terminen übertra-
gen.

Es soll dabey rücksichtlich der Fragen
und Aufgaben der Censur und Classifica-
tion ein analoges Verfahren, wie bey den
Prüfungen der Candidaten für den Staats-
dienst, nach der Verordnung vom 9ten De-
cember 1817 beobachtet und eingehalten
werden. Im Uebrigen verbleibt es bey der
Instruktion über die Prüfung der Protestanti-
schen Pfarramts-Candidaten und deren Be-
förderung vom 23. Jänner 1809, und deren
Modification vom 8. November 1813.

§ 9. Die allgemeine Unterstützungs-
Anstalt für Protestantische Geistliche des
Obermain-Rezat-Ober- und Unterdonau-
Isar- und Regen-Kreises, dann die Versor-
gungs-Anstalt für Pfarrers-Witwen dieser
Kreise, bleibt mit ihrer Administration in
Nürnberg, unter der Leitung des Consistori-
ums zu Ansbach und der Oberaufsicht des
Ober-Consistoriums, nach der bisherigen
Verfassung dieser beyden Institute.

II
Wirkungskreis des Ober-

Consistoriums und der diesem
untergeordneten Consistorien

§ 10. Alle Gegenstände, welche die Auf-
rechterhaltung der Religions-Edicte und der
Verordnungen über die öffentlichen und bür-
gerlichen Verhältnisse der religiösen Ge-
meinden und Körperschaften; die Handha-
bung der gesetzlichen Gränzen zwischen
weltlicher und geistlicher Gewalt; die Be-
wahrung und Vertretung der landesfürstli-
chen Rechte und Interessen in Bezug auf
die Kirchen aller Confessionen und deren
Anstalten und Güter; die Handhabung der
gesammten Religions- und Kirchen-Poli-
cey in allen Beziehungen, und besonders
in Rücksicht auf alle äußeren Handlungen
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der Kirchen-Gemeinden und ihrer Angehö-
rigen betreffen, gehören zur Competenz der
Kreis-Regierungen und des Staatsministe-
riums des Innern, nach den nähern Bestim-
mungen der hierüber erlassenen besondern
Verordnungen über die Formation und den
Wirkungskreis der obersten Verwaltungs-
Stellen in den Kreisen vom 27. März 1817,
dann über den Geschäftskreis der Staats-
Ministerien vom 15. April 1817.

§ 11. Der Wirkungskreis des Ober-Con-
sistoriums so wie der ihm untergeordneten
Consistorien in den Kreisen ist demnach
beschränkt auf die Gegenstände der innern
Kirchen-Policey, auf die Ausübung des mit
der Staats-Gewalt verbundenen Episcopats
und die Leitung der innern Kirchenangege-
legenheiten; es steht ihnen hiernach zu: die
Aufsicht über Kirchen-Verfassung, Kirchen-
Ordnung, Disciplin, Lehrvorträge, Amtsfüh-
rung und Betragen der Geistlichen, Prüfung,
Ordination, Anstellung und Beförderung
der Candidaten, Ertheilung des Religions-
Unterrichts in den Schulen, Cultus, Liturgie
und Ritual, Purificationen und Dismembra-
tionen der Pfarreyen, Erledigung und Wie-
derbesetzung der Pfarrstellen und anderer
Kirchendienste, Investitur der Geistlichen,
Synodial- und Diöcesan-Verhältnisse, Dis-
pensationen, Pfarr-Witwen- und Pfarr-Pen-
sions-Anstalten, Fatirung und Veränderung
der Pfarr-Einkünfte.

In Ansehung des Geschäftskreises des
Ober-Consistoriums und der untern Con-
sistorien wird es im Allgemeinen bey den
Bestimmungen belassen, welche hierüber
in den frühern Edicten, nämlich

in der Anordnung einer Section in
Kirchen-Gegenständen vom 8. September
1808, insbesondere im §. VI.;

in den Instructionen für das General-Con-
sistorium und für die General-Kreis-Com-
missariate, in Beziehung auf das Kirchen-

wesen der Protestantischen Gesammt-Ge-
meinde des Köngreiches Baiern vom 8. Sep-
tember 1809;

in dem Edicte über die Bildung der Mit-
telstellen für die Protestantischen Kirchen-
Angelegenheiten vom 17. März 1809

enthalten sind.

§ 12. In Ansehung der Verwaltung des
Stiftungs-Vermögens und der Oberaufsicht
über die Erhaltung und zweckmäßige Ver-
wendung des Vermögens der Protestanti-
schen Kirche und Kirchen-Stiftungen ver-
bleibt es bey den bisherigen gesetzlichen
Bestimmungen.

§ 13. Dem Ober-Consistorium ist die
Aufsicht über das Protestantisch-theologi-
sche Studium auf der Universität Erlangen
in Ansehung der Lehren übertragen, auch
wird bey Besetzung der theologischen Lehr-
stellen dasselbe mit seinem Gutachten ver-
nommen.

§ 14. Demselben, so wie den untern
Consistorien in ihren Bezirken, verbleibt,
wie schon in den frühern Edicten verordnet
war, die Aufsicht über den Protestantischen
Religions-Unterricht in den Schulen. Die
Aufsicht und die Anordnungen über den
übrigen Unterricht, sowohl in den Volks-
schulen als Studien-Anstalten, gehören als
ein Staats-Policey-Gegenstand lediglich zur
Competenz der Regierungen und des Staats-
Ministeriums des Innern, nach den darüber
bestehenden gesetzlichen Einrichtungen. In
den Kreisen, in welchen die größere Mehr-
heit der Einwohner Protestantischer Con-
fession ist, soll jedoch das Referat in den
Schul-Angelegenheiten einem Rathe von
dieser Confession übertragen, auch soll un-
ter den Ober-Studienräthen jederzeit Einer
von der Protestantischen Religion angestellt
werden.
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III
Verhältnisse des Ober-Consistoriums

zu den untern Consistorien, und
dieser zu den Regierungen und

andern weltlichen Behörden

§ 15. Die Consistorien behalten in allen
Beziehungen gegen das Ober-Consistorium
dasselbe Verhältniß, in welchem die zeit-
herigen General-Decanate zu den General-
Consistorien gestellt waren.

§ 16. Die Consistorien sind ihrem Wir-
kungskreise gegen die Regierungen als
coordinirte Stellen zu betrachten, wonach
sie sich wechselseitig gegen einander zu
benehmen haben; in Staats-, Policey- und
andern nach dem Edicte über die äußern
Rechts-Verhältnisse zur weltlichen Regie-
rung gehörigen Gegenständen aber sind sie
den Regierungen untergeben, diese haben
jedoch in ihren Ausfertigungen an dieselben
sich jederzeit einer geziemenden Schreibart
zu bedienen.

§ 17. Den Consistorien sind in Gegen-
ständen ihres Wirkungskreises die Districts-
Decanate und Pfarrer untergeordnet; Verfü-
gungen an weltliche Behörden können sie
nur durch die Regierung bewirken, welche
ihnen zur Unterstützung in der Ausübung
ihrer Amtsbefugnisse nicht verweigert wer-
den dürfen, so lange sie in den gesetzli-
chen Schranken ihres Wirkungskreises ver-
bleiben; auch werden die Landgerichte und
übrigen Policey-Stellen hierdurch angewie-
sen, denselben hiezu jederzeit den erforder-
lichen Beystand zu leisten.

VI
Verhältniße des Ober-Consistoriums

zu dem Staats-Ministerium des
Innern

§ 18. Das Ober-Consistorium ist ein dem
Staats-Ministerium des Innern unmittelbar

untergeordnetes Collegium; es empfängt
hiernach von demselben Aufträge und Be-
fehle durch Rescripte und erstattet an das-
selbe Bericht.

§ 19. Dasselbe hat hiernach an genann-
tes Staats-Ministerium gutachtliche Berich-
te zu erstatten und durch dieses die Aller-
höchste Entschließung zu erhohlen:

a) In allen Gegenständen neuer organi-
scher kirchlicher Einrichtungen und allge-
meiner Verordnungen;

b) bey Anordnungen allgemeiner öffentli-
cher Gebete und außerordentlicher Kirchen-
feste, oder Abschaffung bestehender Feste
und Feyertage;

c) in Fällen, wo es auf Bestimmung der
Verhältniße zwischen Katholischen und Pro-
testantischen Pfarreyen und einzelner Ein-
wohner verschiedener Glaubens-Bekenntni-
ße ankömmt, nach §§. 47. u. 48. der Con-
sistorial-Ordnung, wohin insbesondere die
Purificationen gemischer Pfarreyen gehö-
ren;

d) bey Dispensations-Gesuchen wegen
verbotener Verwandtschaft-Grade;

e) über alle Anstellungen und Beförde-
rungen in geistlichen Amtstellen, Verset-
zungen, Degradationen, Suspensionen vom
Amte, Pensionirungen, Entsetzungen Oder
Ausschließung vom geistlichen Amte;

f) bey Ertheilung der Pfarrsprengel und
Errichtung neuer Pfarreyen, oder Vereini-
gung mehrerer Gemeinden in einer Pfar-
rey;

g) bey Anordnungen außerordentlicher
Synodal-Versammlungen;

h) über die Resultate gehaltener allgemei-
ner Synodal-Versammlungen;

i) über die Annahme neuer Stiftungen
zu kirchlichen Zwecken, mit Vorbehalt der
Competenz der Kreis-Regierungen in Anse-
hung der administrativen Beziehungen;

k) in Fällen, wo ein Benehmen mit an-
dern Staats-Ministerien erforderlich ist.

Nebstdem hat dasselbe am Schluße eines
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